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I. Sitzungsperiode (192 


des | 
'SAARGEBIETES. una 
RS 2. Sitzung. 


Stenographischer - Bericht 


der Oberrealschule zu Saarbrtioken Lendwehrplatz) 
stattgefundene Sitzung des -endesrates. 


über die am liontag,den 23.April 1924 in der Aula 


Der Vorsitzende ‚Herr Redakteur Scheuer, eröffnet um 31? nach- 
mittags die vitzung. 


Meine Herren! Durch Erlaß des Präsidenten der Regierungs- 
kommission vom 24.3.1924 bis zur endgültigen Regelung zum, 
stellv. Vorsitzenden des Zandesrates ernannt,eröffne ıch hier- 
mit die heutige Sitzung. | 





In der Frage _des Vorsitzes im Landesrat haben seit 
Bestehen desselben alle Parteien des Hauses bei jeder gege- 
benen Gelegenheit einstimmig die Forderung erhoben,daß der 
Landesrat das Recht haben soll, sich seinen Präsidenten sel- 
ber zu wählen. Der Artikel 5_ der Verordnung betr. Errichtung 
‚eines Landesrates und eines Studienausschusses vom 24.3.22 
sagt hierzu, daß der Vorsitzende des landesrates von der Re- 
gierungskommission ernannt wird, und die Regelung der Stell- 
vertretung in einer »ituation wie der jetzigen ist in Arti- 
kel 4 der Geschäftsordnung für den Landesrat dem Präsidenten 
der Regierungskommission vorbehalten. Die Geschäftsordnung 
ist u.a. auf Grund des Artikel 16 der erwähnten Verordnung 
betr. Errichtung eines Landesrates und eines Studienausschus- 
ses verfügt, und von dieser Verordnung sagte _die Regierungs- 
Kommission in ihrer Botschaft an den ersten Landesrat, da 
ne Verordnung von Völkerbundsrat einstimmig gebilligt wur- 
OR, 
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.. Bei dieser Sachlage ist die Ernennung eines stellv- 
Vorsitzenden aus den Reihen der lütglieder des Landesrates 
als ein Fortschritt aufgenommen und daran die Hoffnung ge- 
0 knüpft worden, daß damit der erste Schritt zur in 
0 sder alten For erune auf Wahl des Präsidenten durch den lan- 
 desrat getan sei. Diese Hoffnung darf umso begründeter er- 
"scheinen, als zum stellv. Vorsitzenden ein Mitglied des Hau- 


ses ernannt wurde, das aufgrund Ihres Vertrauens bisher be- 
CE TROLLE dem Vorstand des Landesrates angehörte. 


WW PMOL 


ee RT 
gr era. 





IS RER Unter diesen Umständen erblicke ich meine Aufgabe 
darin, durch meine Ämtsführung bei _strengster Unparteilich- 
keit nach allen Seiten mit Ihrer aller Unterstützung den k- 
weis zu erbringen, daß der Landesrat sehr wohl in-der lage 
© ist, auch bei Leitung der Geschäfte durch einen Vorsitzenden 
aus seinen eigenen hHeihen sowohl materiell als formell sei- 
ne Obliegenheiten zu erfüllen. Ich werde dabei, so wie Sie 
alle, an die Geschäftsordnung gebunden sein. Das bedeutet 
aber für niemand von uns ein Preisgeben unserer prinzipiel- 
len Forderungen nach demokratischer lg De ige des Lan- 
 gdesrates, sondern durch loy&le Beachtung der bestehenden 
Mesetze und Verordnungen räumen wir was an uns liegt, die 
| | Hindernisse 
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Hindernisse aus dem lege, die sich bis jetzt der Erfüllung 
unserer Forderungen in dieser Hinsicht entgegenstellten. 


. De die Geschäftsordnung nur eine Beratung von solchen 
Gegenständen vorsieht, die in der lagesorduung aufgeführt sind, 
so haben bisher die lültglieder des Hauses en Wünsche und An- 
träge, die mit der een ung nicht in urLae zu bringen 
sind, durch den Vorsitzenden an die zuständigen Stellen weiter- 
geleitet. Anregungen zu solchen lünschen und Anträgen gehen den 
einzelnen Abgeordneten und den Fraktionen tagtäglich aus der 
Bevölkerung zu. Es ist selbstverständlich, daß Ich zu einer 
gewünschten Vermittlung in dieser Hinsicht sowohl innerhalb 
vie außerhalb der Tagungen. immer zur Verfügung stehe, und den 
errn Staatskommissaär, der durch die den Anträgen hier beige- 
ebene mündliche Begründung einen persönlichen Eindruck von 
den lotiven.der Anträge Rand; bitte ich namens des Hauses 
sich an den zuständigen »tellen nach Kräften für diese ‚insche 
und Anträge verwenden zu wollen. 


Und nun bitte ich Sie alle,um Ihre Unterstützung und 
Mitwirkung, damit unsere gemeinsame Arbeit von Erfolg in be- 
sagtem Sinne und aus bestem \iollen ein Beitrag zum !Iohle der 
Bevölkerung sei. | | 


Bre,ro!} 





Das "ort hat der Abgeordnete Dr, »ender! 


.„ Sender (S.P.): Meine Herren! Die Ernennung des Herrn Scheuer, 
eines litgliedes des Landesrates zum stellvertretenden Vor- 
sitzenden des Landesrates, gibt der Sozialdemokratischen Frak- 
tion zu foigender Erklärung Anlaß: 
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“ir haben in el en mit den übrigen Parteien 
des Landesräates stets die Selbstverwaltung des Landesrs- 
tes auch hinsichtlich der !ahl des Präsidenten gefordert. 
Es steht daher einen ng hape des Landesrates grundsätz- 
lich nicht an, aus den Händen der Regierungskommission 
nach erfolglosem Suchen nach einem geeigneten Vorsitzen- 
den das Mandat eines ernannten Vorsitzenden anzunehmen. 
Da der Landesrat in seiner heutigen Sitzung angesichts 
der Parteiverhältnisse auch ohnehin den bisherigen stell- 
vertretenden Vorsitzenden voraussichtlich t haben 
würde, deckt sich in diesem Falle die nicht anerkannte 
irn; mit der Absicht des Zandesrates. 

ie Sozialdemokratische Fraktion erkennt zu dem 
in der Naßnahme der Ernennung vorbereitende Schritte der 
Regierungskommission mit dem Ziel, bei der kommenden Be- 
er kesehäftsordnung der voraussichtlichen freund- 

. Scha 


"Proz 
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ichen »2tellungnahme des Landesrates hinsichtlich 
der Wahl des Vorsitzenden keine Schwierigkeiten mehr zu 
bereiten. Die Sozialdemokratische Fraktion nimt die Er- 
klärung des Vorsitzenden zur Kenntnis und erwartet eine 
unparteiische und gerechte FA ne der Geschäfte ‚inden 
sie gleichzeitig der Hoffnung Ausdruck gibt, daß der Len- 
desrät in seiner Gesamtheit sich im Rahmen seiner Rechte 
und gerechten Ansprüche halten möge. 

Die Geschäftsordnung ist von der Sozialdemokra- 
tischen Fraktion niemals anerkannt worden. " 


forsitzender: \ir kommen dann zur Tagesordnung die für heute 
’ lautet: nv 
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Hindernisse aus dem lege, die sich bis jetzt der Erfüllung 
unserer Forderungen in dieser Hinsicht entgegenstellten. 


De die Gesehäftsordnung nur eine Beratung von solchen 
Gegenständen vorsieht, die in der Tagesordnung aufgeführt sind, 
so haben bisher die lüitglieder des Hauses jene \lünsche und ÄAn- 
träge, die mit der EBNEOLER ung nicht in RrSNE zu bringen 
sind, . durch den Vorsitzenden an die zuständigen Stellen weiter- 
geleitet. Anregungen zu solchen Wünschen und Anträgen gehen den 
einzelnen Abgeordneten und den Fraktionen tagtäglich aus der 
Bevölkerung zu. Es ist selbstverständlich, daß ich zu einer 
gewünschten Vermittlung in dieser Hinsicht sowohl innerhalb 
wie außerhalb der Tagungen. immer zur Verfügung stehe, und den 
Herrn Staatskommissar, der durch die den Anträgen hier beige- 
Bee mündliche Begründung einen persönlichen Eindruck von 

en liotiven der Anträge gewinnt, bitte ich namens des Hauses 
sich an den zuständigen Stellen nach Kräften für diese .ünsche 
und Anträge verwenden zu wollen. 


Und nun bitte ich Sie alle,um Ihre Unterstützung und 
Mitwirkung, damit unsere gemeinsame Arbeit von Erfolg in be- 
sagtem Sinne und aus bestem \/ollen ein Beitrag zum !!/öhle der 
Bevölkerung sei. 





(Bravo!) 


Das !ort hat der Abgeordnete DriSender! 


r. Sender (S:?.): Meine Herren! Die Ernennung des Herrn Scheuer, 
eines liitgliedes des Landesrates zum stellvertretenden Vor- 
sitzenden des Landesrates, gibt der Sozialdemokratischen Frak- 
tion zu folgender Erklärung Anlaß: 


"ir haben in VDELSÄRSA IUNE mit den übrigen Farteien 
des Landesrates- stets die Seibstverwaltung des Landesra- 
tes auch hinsichtlich der Wahl des Präsidenten gefordert. 
Es steht daher einem lütglied des Landesrates grundsätz- 
lich nicht an, aus den Händen der Regierungskommission 
nach erfolglosem Suchen nach einem geeigneten Vorsitzen- 
den Las Mandat eines ernannten Vorsitzenden anzunehmen. 
Da der Landesret in seiner en Sitzung angesichts 
der Parteiverhältnisse auch ohnehin den bisherigen stell- 
vertretenden Vorsitzenden voraussichtlich gewählt haben 
würde, deckt sich in diesem Falle die nicht anerkannte 
SERSDNUNE mit der Absicht des Landesrates. 

ie vozialdemokratische Fraktion erkennt zu dem 
in der Maßnahme der Ernennung vorbereitende Schritte der 
Regierungskomission mit dem Ziel, bei der kommenden Be- 
ra Kur der Geschäftsordnung der voraussichtlichen freund- 
schaftlichen Stellungnahme des Landesrates hinsichtlich 

> der :iahl des Vorsitzenden keine Schwierigkeiten mehr zu 

bereiten. Die Sozialdemokratische Fraktion nimt die Er- 
xlärung des Vorsitzenden zur Xenntnis und erwartet eine 
unparteiische und gerechte Führung der Geschäfte ‚inden 
sie gleichzeitig der Hoffnung et gibt, daß der Lan- 
desrat in seiner Gesamtheit sich im Rahmen seiner Rechte 
und gerechten Ansprüche halten möge. | 

Die Geschäftserdnung ist von der Sozialdemokra- 

tischen Fraktion niemals anerkannt worden. " 
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Vorsitzender: "ir kommen dann zur Tagesordnung die für heute 
BERRSL lautet: 


IV 





OS 
SD 


RE 


/ IV. \ahl eines stellv. Beisitzers in Ürsetzung des 
mit dem Vorsitz betrauten Herrn P. Scheuer. 


Tr 


Y, Wahl von 2 Vertretern gemäß Art.27 der Verord- | 
nung vom 28.12.1922 über das \Iohnungswesen. 


VI. Begutachtung der Verordnungsentwürfe betr. 

1. Zollwesen im Saargeblet. 

2, Abänderung der Verordnung vom 28.12.22 
betr. Beuregelung der Bestimmungen über 
das Wohnungswesen. 

3. Abänderung der Verordnung vom 19.lai 1922 


betr. die Zusammensetzung und Aufgabe der 
Pachteinigungsänter. 


Seitens_der Regierungskomisston wohnt Herr staatskomissar 
Dr.&.\.Liesch den Verhandlungen bei. 





BR eenuldist ist für die laufende !ioche der Herr Abgeordnete 
“ilnelm. 


"ir beginnen mit Punkt 1 der !agesordnung, !ahl eines stell- 
vertretenden Beisitzers in irsetzung des mit dem Vorsitz be- 
trauten Her P.»cheuer. Die Wahl hat schriftlich zu erfolgen 
und ich bitte um Vorschläge. | 


Das ort hat der Abgeordnete Dr.Sender. 


- { \ Tr - u . En - on 
Nr.Sender ($.P. ): Ich bitte dabei ausdrücklich zu bemerken,daß es 
sieh um die wahl des 2. stellvertretenden Seisitzers handelt. 
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Vorsitzenden: Das "ort hat der Abgeordnete Reinhard ! 


Reinhard (K.P. ): Meine Herren! Ich schlage namens der kommunistischen 
Fraktion den Abgeordneten Kifler als 2.Beisitzer vor. Ich habe 
aber dazu die Erklärung abzugeben, daß es selbstverständlich 
nichts ändert an der grundsätzlichen Stellungnahme unserer 
Partei, daß wir das lediglich betrachten als eine formelle 
Sache. Und mit diesen Bedingungen schlagen wir den Abgeord- 
neten Kifler vor. 

Vorsitzender; :erden weitere Vorschläge gemacht ? Es ist nicht der 
Fall, leh bitte die Ötimmzettel einzusammeln.- 


" PwZ 


Es sind 28 Stimmzettel abgegeben, wovon 15 auf den Abge- 
orcneten 'ifler entfielen,während 13 weiß, unbeschriben sind. 
Somit ist Herr Lifler gewählt. Ich frage Sie ‚Herr Eifler,ob 
vie das Amt annehmen. 


Katler (K.P. ): Ja ! 


er: Dann bitte ich Sie, hier am Vorstandstisch Flatz zu 
nehmen. 


€ 








ey en 
"ir kommen nun zur Wahl von 2 Vertretern für die Kommission 
zur DRS ER LED DE gemäß der Verordnung vom 28.12.22 betr. 
Neuregelung der Bestimmungen über das Wohnungswesen. 
Die Wahl kann per Acclamation erfolgen. Bisher waren 
die Herren Xaerius und Betz gewählt. | 
Das Wort hat der Abgeordnete Levacher! 


vacher (Z): Namens der Zentrumsfraktion bitte ich den Punkt heute 
von der Tagesordnung abzusetzen. 


rsitzender: Ein Widerspruch erhebt sich nicht. Damit wird der 
Punkt von der Tagesordnung abgesetzt. 


‘ir kommen nun weiter zu dem Verordnungsentwurf betr. 


das Zollwesen im Saargebiet. 





rsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Dr.v.Vopelius! 


.v.Vorelius (D,8.Y): Wir bitten diesen Punkt von der Tagesord- 
nung abzusetzen, da die Arbeiten der Kommissionen noch nicht 
so weit gediehen sind. 


pbrsitzender: Das Wort hat Herr S5astskommissar Dr.Liesch! 


Be umlssar Dr.Liesch: Ich möchte darauf aufmerksam machen, daß 
die D?ache an und für sich eine beschleunigte Gangart verdie- 
nen ürde. denn es besteht die Tatsache, dan das Zollwesen, 
so wie es eingeführt werden soll, im Versailler Vertrag vor- 
esehen ist. \as mit der Vnrlage behandelt wird, sind Tormäale 
‚egenstände ‚die gleich begutachtet werden können. 2 
ich kann meiner &rklärung nichts anderes hinzufügen, | 
als daß es unmöglich ist,das Material der französischen Zoll- 
gesetze sofort zu unterbreiten. Ich möchte deshalb nochmäls 
gen Nunsch äußern, sofort in die Begutachtung der Vorlage | 
einzutreten, | 
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rsitzender: Das ort hat der Abgeordnete Becker ! 


scker(Z4): Als Vorsitzender der betreffenden Komission muß ich 
folgendes erklären: 


ae 3 


Zunächst ist die Komission mit ihrer Arbeit noch 
nicht Icrtig. Die zweite Lesung hat noch nicht stattgefunden. 
#s ist natürlich für den „andesrat außerordentlich schwer, die 
‘erantwortung für Gesetze zu übernehmen, deren Tragweite er 
nicht kennt. Der LZandesraät soli innen Jay von Gesetzen be- 
schließen, bevor der betreffende Gesetzestext vorliegt, ‘da eine 
Übersetzung der Gesetze in die deutsche Sprache noch nicht 
vor.iegt. | 


€ 


, .. Die Verantwortung ist derartig groß, daß sich die 
Kommission noch nicht entschließen konnte, die Arbeit fort- 
zusetzen. 


(Zuruf Dr.Sender: Sonst muß der Landesrat in den nächsten 
paar Wochen französisch lernen. 


orsitzender: Der Funkt betr. das Zollwesen im saargebiet wird 


heute zu > 
an 
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sogen 


RT, 
heute von der *agesordnung abgesetzt. 


i "ir kommen dann zum nächsten Punkt der Tagesordnung 
etr. | 


Abänderung der Verordnung vom 28.12.22 betr. Neurege- 
lung der Bestimmungen über das \lohnungswesen. 


Das ‘ort hat der Abgeordnete Levacher! 


»vacher (2): Ich möchte bevor wir in die Besprechung der Vorlage 


eintreten, eine SWrklärung im Namen der Zentrums-und der 
Deutsch-»saerländischen Volkspartei abgeben. 


Seit. der letzten Sitzung des Landesrates ist eine 
wesentliche Änderung in der Besetzung der Negierungskommis- 
sion vorsich gegangen. Zwei neue “it£lieder sind in sie ein- 
getreten.: Getragen von der Sorge um die "ohlfahrt der Bevöl- 
kerung benützen wir die erste Gelegenheit, um aul,s neue zu 
erklären,daß wir vor allem eine vertrauensvolle Iütarbeit mit 
der fegierungskommission Suchen, Nichts liegt uns ferner, als 
eine leere Opposition. Auf dem Boden des Vertrages von Ver- 
sailles stehend, fordern wir lediglich, daß die in diesem Ver- 
trage der Bevölkerung noch voroehältenen Rechte ihr auch zu- 
teil werden. Wir erwärten,daß in Zukunft die Gutachten des 
Lendesrates auch wirklich zur Grunälage der Entscheidungen 
der Regierungskrmission gemacht werden und daß seine Nechte 
so weit erweitert werden, wie dies seine Aufgabe erfordert. 
Ls sei auch in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dab 
es die Stellung des Landesrates erfordert, daß ihm ein eige- 
ner Sitzungssaal und eigene Kommissionszimmer zur Verfügung 
gestellt werden." 


+ 


Br RT 


rsitzender: Das "ort hat der Äbgeordnete Dr.»ender! 


‚Sender (S.P. ): Die Sozialdemokratische Fraktion hat keinen Anlaß, 


sich dieser Erklärung anzuschließen. Die Regierungskomission 
kennt die Wünsche und die in dieser Erklärung ausgesprochenen 
Forderungen zur Genüge und hat reichlich a ne gehabt, 
diese zu erfüllen. &s liegt für uns kein Anlaß vor, uns der 
negierungskommission in dieser Hinsicht wieder anzubieten. 


rsitzender: Das !lort hat der Abgeordnete Reinhard ! 


önhard (R.P,): Im Namen der Kommunistischen Partei erkläre ich, 


‚daß wir von der Regierungskommission nichts anderes erwartet 
haben, als das, was gie bisher getan hat. Es ist immer der 
Beweis erbracht, warden, daß die kommunistische Partei in ih- 
RE ] R u : ‘ nf 
rer Stellungnahme Recht het und allein den richtigen "eg ge- 
 gangen ist. "ir weichen von unserer »tellungnähme absolut 
nicht ab und haben auch keine Hoffnung, wenn heute oder morgen 
ein neuer linister ernannt wird, das sich dadurch die Verhält- 
nisse bessern. liir wissen, daß die Verhältnisse nur gebessert 
werden durch die Zerreißung des Vertrages von Versailles. 


Vorsitzender: 
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Vorsitzender; Zür Erstattung des Kommissionsberichtes hat der 


Berichterstatter llerr Becker das "ort. 


Becker (Z2.): Meine Herren! Durch die Vollsitzung des 
Tandesrates vom 5. März 1924 ist die 5. (Rechts-) und 3. 
("irtschafts-Kommission) des Landesrates mit einem Nach- 
trag zu der obigen Verordnung beauftragt worden. Auf 
Grund: ihrer Sitzungen vom 10.3., 17.3, :.3., 0.4, 


15.4. und 16.4.1924 erstatten die Kommissionen folgenden 
Bericht: 


Der Kommission lagen bei Beratung vor: 
eine Denkschrift der Regierungskomission, 


eine Bingebe des Bürgermeisters der Stadt Saar- 
brücken vom 12. März d.Js., 


Eingaben des Mieterschutzverbandes für das 
Daargebiet, | 


des Verbandes der Haus- und Grundbesitzervereine 
tür das Saargebiet und | 


dass Hendwerkerbundes des Saargebietes. 


Das von der Regierungskommission in ihrer Denk- 
schrift zitierte Schreiben der Handelskammer ist von der 
Kommission in Abschrift bei der Handelskammer direkt ein- 
geiordert worden. | 

Jr. der Kommission wurden den Vertretern der Re- 
gierunsskomission eine Reite Fragen vorgelegt, die in 
einer späteren Sitzung endet mırden. er Üinfach- 
heit halber wird in diesem Bericht sofort hinter der be- 
treffenden Frage die Antwort aufgeführt, soweit eine sol- 
che erteilt worden ist. 


Fragen der Vereinigten Kommissionen. 

l. Wieviel Zugezogene aus dem Reich und wieviel Zuge- 
zogene aus anderen Ländern haben seit 1.1.1919 "oh- 
nungen erhalten? 1 
(Ziviil- u. Militärpersonen, Zivil- u. Zollbeante). 


2. Wieviel Neugründungen von Familien sind im gisichen 
Zeitraum erioigt in den Jshren 1922 und 1923 ? 


3. Wievie. "ohnräume entfallen in den einzelnen Familien 
auf eine Person ? | 


(Die Stadt Saarbrücken soll im Besitz von Unter- 
lagen sein.) 


4. "ievie, "ohnungen wurden im gleichen Zeitraum für 
Militörversonen aller Grade, Beamte und Zollbeante, 
Ber asnahın und wievier Zimmer kommen auf eine 
Person 


"je sind die "ohnungen in den einzelnen Mietshäusern 
serteilt? 


a) wieviel Zimmer hat ein Mietshaus ? 
.b) meviel Tohnungen sind aus einem Haus gemacht ? 


TE 


a Proz 


€ 

















149 


KR | Ds 


9. Wieviel "ohnungen sind für die Beamten und Angestellten 


der Bergwer<sdirektion im gleichen Zeitraum beschlag- 
nahmt ? | 


Wieviel Häuser hat die Bergwerksdirektion nach _192C 
erworben und in wieviel Fällen wırde Räumungsklage 
durchgeführt ? 


6. Wieviel "ohnungen sind seit Antritt der Regierung für 
die inländischen und ausländischen Beamten und Ange- 
svwellten beschlagnahmt worden ? | 


Wieviel Personen kommen in Frage und wieviel Zimmer 
ernalten diese ? 
7, Wieviel Familien sind im Besitz von mehr als einer 
Wohnung und wo befinden sich die "ohnungen ? 


( in- und außerhalb des Saargebietes ). 


3. en Austausch von "ohnungen erfolgte im letzten 
Jahre 
a) von "ohnungen im Saargebiet selbst 
b) von "ohnungen im Saargebiet und außerhalb 
desselben 


9. Tjeviel Wohnungen sind frei geworden und wieviel wur- 
den neu verlangt ? 


10. Falls es möglich ist 


chen Alter die Zshl der 'ohnungssuchenden vermehrte. 


Antworten der Vertreter der Regierungskommission. 





Zahl der Zuteilungsen von "ohnungen an Angehörige des deut- 
schen Reiches durch die "ohnungszutei lungskommission 
1922 47 "ohnungen 
2 44 ' 
desgleichen an Angehörıge anderer Länder: 
1922 59 Yohnungen - 
1928 4 } 
I. Zahl der erteilten dauernden Aufenthaltsgenehmi zungen 
für ängehörige des Deutschen Reiches: 
ee IE 3456- Genehmigungen 
1924 bis 24.3. sol : 
desgleichen tür Angehörige anderer Länder: 
1923 620 Genehmigungen 
1994 ee 
Einreisesichtvermerke für Angehörige des Deutschen Reiches. 
a9: 92940 Vermerke 
1924 bis 24.2. BA66T. 


deszleichen 





wird um nähere Angabe für die Be- 
hau»tung ersucht, daß die Üheschließungen im ar nie 
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desgleichen für Angehörige anderer Länder: 


1923 950 Vermerke 
1924 0, N 


Il. Zahl der Fheschließungen: 


1922 8986 Eheschließungen 
1923 Mar" 


Der Zuwachs der Eheschließungen von Männern unter 25 Jahren 
gegenüber 1933 beträgt 


im Landkreis Saarbrücken über 100 % 
in Neunkirchen das 17 Tfache 


im Bezirk St.Jngbert: in den Bürgermeistereien Assweiler, 
Alschbach, Bliesmengen, Ensheim, 
Ommersheim, Ormesheim und Rohrbach 


zwischen 50 und 560 %. 


Nach den Berichten aus den Kreisen Ottweiler, Saarlouis, 
Homburg und St."endel ist auch dort ein erheblicher Zu- 
wachs Be onen, worden, aus dem Kreis Merzig und dem 
Stadtkeis Saarbrücken fehlen noch die Angaben. 


'4i1l. Verteilung der "ohnräume auf die einzelnen Familien: 


Nach Mitteilung des Bürgermeisters der Stadt Saarbrücken 


besitzt die Stadt kein Statistisches Material. 
' 


TESTSEITE EI SEC EOTELEETE 


IV. Zahl der für Militärpersonen, Beamte und Zollbeamte beschlag- . 


nahmten Tohnungen: 


Jan Saarbrücken in der Zeit von a aa U IE MN 
905 "ohnungen mit 34% Räumen 
der Stadt verblieben noch in dieser Zeit 
1095 "ohnungen mit 3 422 Räumen 


ro Em 


- Die beschlasnahmten "ohnunsen verteilen sich wie folst: 








a) für Beamte und Angestellte ......--- 780 Fohnungen, | 
b) für Militärpersonen: unmöblierte "ohnungsn.”6, aw 
möblierte B Di | 
Die beschlagnahmien einzelnen möblierten Zimmer sind in die- 
sen Zahlen nicht einbegriffen. 
125 "Tohnungen sind für Offiziere und Unteroffiziere in 
Kasernen eingerichtet worden. 
c) für Zollbeante 125 Tohnungen. 
Auf die einzelnen Zeitperioden verteilen sich die Beschlag- 
nahmungen wie Tolgt: 
von Mai 190 - 6. Februar 1972: 
wurden für Beamte und Angestellte vorbehalten » 
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462 Wohnungen mit 1950 Räumen, 
die Stadt erhielt: 400 " ie Fi 


vom 6.februar 1922 - 1. Januar 1923: 


wurden für Beamte und Angestellte vorbehalten: 
| 135 "ohnungen mit 451 Räumen, 
die Stadt erhielt: 243 N P 643 " 


vom l. Januar 1923 _- 15.März 1924: 


wurden für Beamte und Angestellte vorbehalten: 
306 "ohnungen mit 1069 Räumen, 
die Stadt erhielt: 492 i Re 15, ' 


V. Von Mai 1920 - 1. Januar 1923 wurden für Beamte und Änrse- 
stellte der Bergwerksuüirektion 75 "ohnungen beschlaznahmt. 


Seither erhielten die Grubenbeamten "ohnungen durch 
SR ER Ra er 
die "Tohnungsämter. Die Bergwerksverwaltung hat 52 Häuser 
mit 107 Wohnungen seit 1920 gekauft. Von diesen 107 "Tohnun- 
gen haben 79 Familien freiwillig ihre Tohnung verlassen, zu- 
meist auch das Saargebiet selbst. Gegen 28 Familien sind 
Räumungsurteile ergangen und in etwa !O Fällen durchgeführt 
+ IE all Be 
worden. Die Grubenverwaltung hat in Saarbrücken allein 
| 82 “ohnungen 
| in Jigersfreude 110 i 
erbaut. 


VI. ‚Es sind beschlamahmt worden: seit dem Amtsantritt der 
Rezierungskoimnission: | 





r 


in Saarbrücken: für einheimische Beamte: 517 '""ohnungen, 
für deutsche Beamte, die aus 2: 
dem Reich zugezogen sind 223 "ohnungen, 
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für ausländische Beate 

(Franzosen, Belgier, Schwei- 

zer, Luxemburger und Ing- 

länder) 40 "Tohnungen. 


Die Differenz zwischen 780 und 905 "ohnungen wurden der 
Zoil-, Militär- und Grubenverwaltung (letzterer inder 

zeit während die Grubenbeamten den übrigen Beamten gleich- 
gestellt waren), zugeteilt. 


a 3 


VII. Die Zahl der Familien im Besitz von Doupelwohnungen betrug 24. 9 


Nähere Angaben konnten noch nicht gegeben werden. Es han- 


delt sich fast durchweg um Fälle von Sommerwohnungen. 14 W 
VIII. Die Zahl der Austausch-Fälle ist für 1923 angegeben 

a) innerhalb des Saargebietes mit 90 | 
b) außerhalb des Saargebietes mit 14 . 14 
| I 
“ * 7 > | Je | | 
IX. Jm Saargebiet mit Ausnahme des Stadtbezirkes Saarbrücken | 
sind HH 
1999... 1782 Tohnungen, 4 
1922 N h 
neu verlangt wurden: N 

ı > 

I» 
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or 


Hay Yefa® 
1922. | 7807 Mohnungen 
N er WER N | 
ER rar alsdann nöch die Fragen ge- 
SOLLt! 2 Vacge | | reihen. Sr PER, 


' »ieviel Temilien im Saargebiet ohne "'ohnung seien 
und wiseviol Familien mit mehr als 3 Köpfen müssen in 2 
Räumen, eiäschließlich Küche wohnen? | 5 


leber diese’ Fragen sind seitens der Regierungsver- 
treter Erhebungen zugesagt worden. AV 


Der Vorsitzende der: Kommission.weist 'chne "iderspruch 


der Kommission bei der Beratung folgende ‚Richtlinien an: 
1. Behebung der Kreditnot, 


8. Abänderung des Kommunalabgabengesetzes, um dadurch 
ra 4 A 8 : T . 
Nittel für Bauzuschüsse zu erhalten, 


3. Heranziehung ler Arbeitgeber zum "'ohnungsbauen, 
1 n ar | \ Tan Fat - ) \ 
(Bisenbshn, Regierung, "erke und größere Banken), 


4, Srhebung einer "ohnungsbauabgabe. 


Die Kommission steht ferner einmütig auf dem Standpunkt, 
daß jer "ohnungsnot nur gesteuert werden kann, wenn neue 
"ohnungen erstellt wercen und hält-an dem Grundsatz fest, 
dab der Ilieterscwtz denjenigen entzogen werden muss, die 
desselben nicht nshr bedürfen. Ein Mitglied der Kommission 
stellt in Aussicht, einsn Antrag: zur Linderung der "'ohnungs- 
not der Kommission schriftlich zu unterbreiten. Der Antrag 
ist jedoch während der Tagung der Kommission nicht einge- 
en, Beim -Bintriit in die Beratungen mussten die Verei- 
nigten Kommissionen feststellen, daß eine Beratung des Ent- 
wurfies der Regierungskommission allein ein Unding ist, da 
die Regierungskommission in-ikrer.Vorlage lediglich zu ei- 
nigen Paragraphen der Veroraänung vom 28. Dezember 1922 Ab- 
änüsrungsvorschläge gemacht hatz' die,Kommunisten halten: es. 
euch nickt Tür zweckmäßig, bei einer derartigen wichtigen 
Vorlage über einzeine Paragraphen, die aus dem Zusammen- 
hang gerissen sind. zu beraten, sie muss vielmehr bei ihrer 
Beratung die gesamten Vor\lagen zugrunde legen. Dieser Be- 
scaluss wıra gegen den Einspruch ser Regierungsvertreter 
eiass7, die betonen, dal ale Regierung lediglich ein Gut- 
‘achten über die abzuändernden Paragraphen gefordert habe, 
und daß daher das Guiachten des Landesrates nur über diese. 
Auönaerungen zu Lauten.habe. 


Durch die gleichzeitige Beratung der Verordnung vom 
23. Dezenuker 1922 und der neven Abänderungsvorlagen wurden 
nun die negierungsvorlagen so stark verändert, daß eine Neu- 
Tassung notwencig erschien. Jr. dem Anhange zu diesem Be- 
richt ist die "onnungsverordnung, so wie sie die Kommission 
des landesrates zur Beschiusstassung vorschlägt, neu Zu- 
sanmongestellt. Der Berichterstatter kann daher darauf 
verzichten, auf sänt!iche Abänderun:svorschläge der Regie- 
rungsvorlagsn einzugehen und hat nur solche ke erwähnt, 

Le 
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die von dem Mehrheitsbeschluss der Kommission abveichen. 


Zu Artikel l der Veroräünung vom 28. Dezember 1922 
war von einem Mitglied der Antrag gestellt worden, stati 
1». kpril 1925 den 1. April_1926 zu setzen. Dieser Antrag 
wurde gegen 3 Stimmen abgelehnt, da die Mehrheit der Meinung 
war, daß es zweckmüßiger sei, die Verordnung bereits im Jshre 
1925 wieder nachzuprülen. 


Zu Artikel 3, Ziffer 5, beantragt ein Mitglied 
statt 1.Januar1920 1.Januar 1921 zu setzen. Dieser Antrag 
der mit 4 Stimmen unterstützt wird, bleibt in der Minderheit, 
da dis Mehrheit betont, daß ein einmal gegebenes Versprechen, 

Häuser, die nach dem 1. Januar _ 1920 erbaut sind, von der 

rn sbewirtschaftung frei zu lassen, nicht widerrufen wer- 
en dürfe. 


u Dasselbe Mitglied beantragt ferner folgenden Zu- 
satz: 





" DBoweit Häuser mit Zuschüssen aus Mitteln der 
Allgemeinheit errichtet wurden, ‘tritt eine Be- 
trelung nur dann ein, wenn die Zuschussempfän- 
ger die erhaltenen Zuschüsse zurückzahlen. " 


Dieser Antrag wird dem gleichen Stimmverhältnis 
abgelehnt. 


Ein weiteres Mitxlied der Kommission beantragt, 
Ziffer I, Artikel 3, betr. die Liegenschaften der franzö- 
sischen Bergwerksdirektion ganz zu streichen. Auch dieser 
Antrag wird gegen 4 Stimmen abgelehnt, da dieser Antrag dem 
9% 3 Abschn.4 Teil 3 des Versailler-Vertrages widerspricht. 
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Zu Artikel 24, Ziffer I, wird gegen 3 Mitglieder 
ein Antrag auf Einführung der Bauverpflichtung für Mieter 
mit gsinem Einkommen über Goldfranken 20.000.-- abgelehnt. 


| | Zu Artikel 24, Ziffer 2, beantragen 2 Mitglieder, 
den Unterschied zwischen der gesetzlichen und der nach Ar- 
tikel 24, Ziffer I u. II Isstgesetzten höheren Miete ganz 
dem "ohnungsbauverband zu überweisen. Auch dieser Antrag 
wird gegen 2 Stimmen der Antragsteller abgelehnt. 


" PwZ 


Die Einfügung des $ lO der Rezierungsvorlagen, 
artikel 28 der Verordnung, wird gegen die Stimmen von 3 
Mitzliedern abgelehnt, da die Mehr eit der Kommission da- 
gegen ist, die Zwangaswirtschaft auf möblierte Zimmer aus- 
zudehnen und da sie festgestellt hat, daß das Angebot nn 
möblierten Zimmern zwar nicht ausreichend ist, aber ständig 
wächst. Diese Entwicklung soll durch zwangsweise Eingriffe 
nicht gestört werden. 


e 


Zu Artikel 46, Absatz 3 beantragt ein Mitglied, 
die Frist von 2 Tagen in 5 Tage abzuändern. Dieser Äntrag 
wird gegen 4 Stimmen abgelehnt. 


| Die Kommission regt alsdann noch an, etwaige Aus- 
Tührungsbestimmungen zur Verordnung in NE nun, 
herauszugeben, da bei der Verordnung vom 2d.Dezember 1922 
viermal Ausführungsbestimmungen erschienen seien, wodurch 
die Vebersichtlichkeit über diese Verordnung natürlich außer- 
ordentlich gelitten habe. 
Nach 
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Nach Einsicht der Verordnung vom 28. Dezember 1922, 
betreffend Neuregelung der Bestimmungen über das l'ohnungswe- 
sen 

nach Einsicht ferner der Verordnung vom 6.Dezember 
1923, betreffend Verlängerung der Geltungsdauer dieser Ver- 
ordnung, | 
| verordnet die Regierungskommission auf Grund der 
9% 19 und 23 der Anlage zu Abschnitt IV, Teil III des Frie- 
densvertrages von Versailles, nach Anhörung der gewählten 
Vertreter der Bevölkerung auf Grund ihrer Beschlüsse vom 
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Ttolgendes: 


S le 
Die Geltungsdauer der Verordnung vom 28. Dezember 
1922, betrefiend Neuregelung der Bestimnungen über das "oh- 
nungswesen wird bis zum l. April 1925 in der durch nachste- 
hende Bestimmungen abgeänderten Fassung verlängert: 
2» 


‚Artikel 3 erhält folgende Fassung : 





Die Bestimmungen der vorliegenden Verordnung 
finden keine Anwendung auf : 


l. die Liegenschaften, welche der französischen Berg- 
werksverwaltung durch den Vertrag von Verssilles 
übereignet worden sind, wohl aber auf die später 
erworbenen; 
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&. die Geschäftsräume der hegierungskomission, vor- 
behaltiich der Bestimmung des Artikels 29, Äbs.2; 


8. . die Geschäftsräume der Kreise, Bürgermeisterei, _ 
Städte und Landgemeinden, vorbehaltlich der Bestim- 
mungen des Artikel 29, Abs.2; 


4. religiöse- oder "ohltätigkeitsanstalten, soweit 
sie Offentlichen- oder religiösen- bezw. wohltä- 
tigen Zwecken dienen; 


3 PwoZ 


an 
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alle nach. dem l. Januar 1920 fertiggestellten Neu- 
bauten und LErweiterungsbauten, wie Anbau, Aufbau 

und Ausbau eines Stockwerkes u.dgl. vorbehaltlich 
der Bestiumung des letzten Absatzes des Artikel ©. 


€ 


| Soweit Häuser mit Zuschüssen von Gemeinden errich- 
tet wurden,: deren Leistung unter einer Auflage erfolgte 
tritt, eine Beireiung mur Prnäichtlich der Bestimmungen des 
Teil V dieser Verordnung und zwar dann ein, wenn die Zu- 
schussempfänger die erhaltenen Zuschüsse zurückzahlen und 


x 


die Gemeinde mit der Befreiung einverstanden ist. | 


6. Diensträume, welche nach dem Dienstvertrag als Be- 
a Ti \ 
standteil der Entlohnung gelten. 
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Artikel 7 erhält folgende Fassung: 


. Die Zuteilung der "ohnungen erfolgt für jede Ge- 
meinde durch eine Kommission, bestehend aus: 


l. dem Bürgermeister oder seinem Stellvertreter, 
2. zwei gewählten Mietern und Vermietern. 


Die "ahl erfolet durch die Gemeindevertretungen 
auf Grund von Vorschlagslisten der Mieter- und Hausbesitzer- 
Vereinigungen, welche je 6 in der Gemeinde wohnhafte Mieter 
bezw. Vermieter enthalten. 


Besteht in einer Gemeinde eine der angeführten Ver- 
einigungen nicht oder reicht sie eine Vorschlagsliste nicht 
ein, so kann die Gemeindevertretung die Mitglieder der "oh- 
nungszuteilungskommission aus den in der Gemeinde wohnhaften 
Mietern bezw. Vermietern wählen. 





Anstelle der ordentlichen Mitglieder können im 
Verhinderungsfalle Ersatzleute treten, die in gleicher 
"eise gewählt sind. 


Falls aus besonderen Umständen die "ohnungszutei- 
lungskommission in einer Gemeinde nicht gebildet werden kann, 
ehen die Rechte der "ohnungszuteilungeskommission auf den 
ürgermeister und den Gemeindevorsteher über. 


Jn den Städten Saarbrücken, Neunkirchen und Saar- 


louis können für jeden Stadtbezirk besondere Kommissionen 
gebildet werden. 
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5 Die Aufgabe der bei den Bürgermeisterämtern der 
Städte oder größeren Lendgsmeinden eingerichteten "ohnungs- 
ämter hat sich darauf zu beschränken, die Arbeiten dieser 
Kommissionen vorzubereiten und ihre Durch führung zu sichern. 


Jn der Stadt Saarbrücken kann das Mitzlied der 
Regierungskommission für die Angelegenheiten des Jnnern je- 
derzeit 2 Regierunssvertreter mit vollem Stimmrecht in die | 
"ohnungszuteilungskommission entsenden. = 


W PT 


Jn. Gemeinden, in denen die "ahl von 4 Beisitzern 
N eh ist, genigt die Zahl 2 (je ein Mieter und Ver- 
mieter). 


€ 


$ 4 ($ 3 der Vorlage) 
Artikel 9 erhält folgende Fassung: | \ 


Jeder !'ohnungssuchende hat ein ents»rechendes 
Gesuch bei der "ohnungszutei lungskommission seiner Gemeinde 
einzureichen. Ueber die Einreichung ist eine mit Datum und 
Unterschrift versehene Empfangsbescheinigung zu erteilen. h 


......Jn jeder Gemeinde sind von der "Tohnungszutei lungs- 
kommission folgende Register zu führen, die ständig auf dem 
laufenden 
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Laufenden zu halten sind: 
l. eine Liste der "ohnungssuchenden, 
2. eine Liste der angemeldeten "ohnungen. 


Die Aufsichtsbehörde kann jederzeit die ordnungs- 
.. ® ER) rn F rg “ x .. “ 
mäßige Führung lieser Register nachprüfen und eine Veber- 
ae der Sohnungssuchendon und der ‘/ohnunzsanme ldungen ein- 
fordern. | 


“ohnungen, die nicht auf Grund des vorstehenden 
Absatzes zugeteilt worden sind, sind solchen Personen zuzu- 
teilen, deren "ohnungen auf Grund des Art.3 Ziffer 1 den Be- 
stimmungen dieser Verordnung nicht unterstehen und die in- 
Lolge, Räumungsurteils oder Kündigung verpflichtet sind, ihre 
irünere "ohnung in der Gemeinde aufzugeben. Soweit freige- 
wordene "cohnungen auf Grund der vorstehenden Bestimmungen 
nicht bereits zugeteilt worden sind, fordert der Vorsitzen- 
de der "ohnungszuteilungskommission den Ligentümer auf, sich 
von 3 ihm vorgeschlagenen "ohnungssuchenden, und falls we- 
nizger "iohnungssuchende vorhanden sind, sich unter diesen ei- 
nen Mieter auszusuchen. Jn dringenden Fällen kann die "oh- 
nungszuteilungskommission dem Biwentümer oder Verfügungsbe- 
rechtigten unmittelbar einen Mieter zuweisen. 


Der Vermieter hat das Rec:ıt, vorgeschlagene Mieter 
abzulennen und einen anderen Vorschlag zu fordern, wenn 
sogen den einen oder anderen Mieter ein wichtiger Grund vor- 

jegt. 


vi Ueber das Vorliegen eines wichtigen Grundes ent- 
scheidet im Streitfalle das Mieteinigungsamt. 


"enn der Gigentümer nachweist, daß er im Hinblick 
auf dan Bedarf oder die Unterbringung der Personen, welche 
ihm oder seiner Ehefrau gegenüber unterhaltungsberechtigt 
sind, die ganze oder einen Teil der freigewordenen "ohnung 
benötigt so steht ihm ein Vorzugsrecht zu. Dieses Vor- 
zugsrecht kann nur innerhalb der Frist geltend gemacht wer- 
den, innerhalb deren das Freiwerden der "'ohnung gemäß Artikel 
4 zu melden ist. 


$5 ($ 5 der Vorlage) 
Artikel il erhält fol;rende Fassung: 


" Das Bürgermeisteramt kann für eingetragene "ohnungs- 
suchende oder zur Binrichtung von Diensträumen für 
öffentliche Zwecke zwangsweise in Anspruch nehnen: 


l. unbenutzte "ohnungen, die entgegen der Vor- 
schrift des Art.4 nicht angemeldet worden sind, 


2. angemeldete Räume, bei denen der Eigentümer oder 
Verfügungsberechtigte das "ahlrecht innerhalb der 
vorgeschriebenen Frist nicht ausübt, 


3. räume, welche verfügbar gemacht werden können, 
r; int cy v7 
ohne den "ohnungsinhsbern den notwendigen "ohn- 
bedarf zu entziehen, 


4. 
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4. 'ohnungen, welche nicht als Hauptwohnung im 
Sinne des Artikel .... anzusehen sind. 


». räume, die onne Genehmigung des Bürgermeister- 
amtes nach dem 1.1.1922 in gewerbliche Räume um- 
gewandelt worden sind. 


Die Beschlagnahme der unter Ziffer 3 und 4 bezeich- 
neten Räume darf erst erfolgen, nachdem der Versuch einer 
ütlichen Binigung misslungen ist. Die Beschlag@nahme be- 
| ar ne A A: ee 
ari weiter der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 


“ohnun»seinrichtungen, einschl. Geschirr, Wäsche 
u.dgl. unterliegen nicht der Beschlagnahne. Sind solche 
Gegenstände nach Erlass dieser Verordnung noch beschlag- 
nahmt, so sind sie freizugeben. 


Jn der Beschlagnahmeverfügung sind die beschlag- 
nahmten Räume zu bezeichnen. Die Beschlagnahmeverfügung 
ist von dem Bürgermeister zu unterzeichnen. 


.._.Bei jeder Beschlagnahme sind. die persönlichen, 
die Familien-. Berufs- oder Erwerbsverhältnisse der Be- 
teiligten zu berücksichtigen. Auch ist zu prüfen, ob sich 
die näume ihrer Lage, der baulichen Beschaffenheit und 
ihrer Ausstattung nach zu den Zwecken eignen, für welche 
sie zu beschlagnahnen sind. 


Dem "'ohnungsinhaber sind die zur angemessenen 
Unterbringung der Haushaltungsangehörigen und die für de- 
ren Berufs- oder Erwerbstätigkeit erforderlichen Räune d.h. 
die nach Zahl, Alter, Geschlecht- und Gesundheitszustand 
der Hzushaltungsangehörigen benötigten Schlafr:une, eine 
Küche mit Zubehör, mindestens ein "chnraum, die nötigen 
Arbeitsräöume, ferner ausreichende Räume zur Aufbewahrun; 
der in den freizumachenden Räumen befindlichen Möbel unc 
Einrichtungsgegenstände zu belassen. Neben der Zshl ist 
auch die Größe der zu belassenden Räume zu berücksichtigen. 


Familienwohnungen sollen in den freigemachten 
Räunen nur dann eingerichtet werden, wenn gegenseitige 
erhebliche Störungen vermieden werden können und wenn sich 
» * 7 . ZN 6. .. 
eine eigene Kochgelegenheit beschaffen lässt. Jn allen 
anderen Fällen sollen in den verfügbaren Räumen nur Binzel- 
personen untergebracht werden. 


Die Beschlagnahne von "ohnungen, welche zur 
Unterbringung von Angestellten und Arbeitern eines ge- 
werblichen oder landwirtschaftlichen Betriebes errichtet 
sind, ist grundsätzlich nur zur Unterbringung von Ange- 
stellten und Arbeitern desselben Betriebes zulässig. Die 
Beschlagnahme für andere als llerksangehörige soll nur er- 
folgen wenn der Besitzer des Betriebes keine wohnungs- 
suchende "erksangehörige mehr namhaft machen kann. 


| Die Einweisung in eine solche "ohnung. kann ange- 
ordnet werden, wenn das "/ohnungsamt bei Ermittelungen über 
die Raumverteilung in Verksuohnungen festgestellt hat, daß 
ein Ülchnungsinhaber über übermäßige, zur Deckung seines 
Mohnbedarfs nicht erforderlichen Räume verfügt und die 
Betriebsleitung, auf diesen Zustand aufmerksam en 
nic 
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Artikel 12 erhält folgende Tassung: 





Ven der Zustellung der EEE SERBRENE I HEROE an 
verliert der Verfügungsberechtigte das Recht, über die be- 
schlagnahmten Räume zu verfügen. 


Das Bürgermeisteramt hat ihm zur Räumung der be- 
schlagnahmten Räume eine angemessene, nicht unter 5 Tagen 
bemessene Frist zu gewähren. Nach furchtlosem Ablauf der 
gr e = 
frist erfolgt die räumung durch das Bürgermeisterant. 


Müssen zur Verwirklichung des Zweckes der Be- 
schlagnahme Arbeiten ausgeführt werden, und kommt der Ver- 
fügungsberechtigte A ALS ARE, dieselben auszuführen 
nicht nach, so Kann das Bürgermeisteramt die erforderlichen 
Arbeiten ausführen lassen. Die Kosten dieser Arbeiten Tal- 
len der Gewinde zur last. 


$ 7 (% 6 der Vorlage ) 


Artikel 19 des Gesetzes bleibt unverändert bestehen. 


88 _($ 7 der Vorlage ) 
Artikel 22 Absatz 2 erhält folgenden Zusatz: 


‘Die Zustimmung darf weiter nicht versagt wer- 
den, wenn der Mieter oder eine zu seinem Haushalt 
Benörige Person sich ungeaclıtet einer eingeschrie- 

enen und mit Gründen versehenen Abmahnung des Ver- 
mieters einer so erheblichen Belästigung, z.B. Be- 

une) Misshandlung usw. des Vermieters oder ei- 
nes Hausbewohners schuldig macht, oder es unter- 
lässt, eine ihm mögliche Kbhilfe’ zu schaffen, sodaß 
dem Vermieter die weitere Fortsetzung des Mietrer- 
hältnisses nicht zugemutet werden kann. 


Jst ein Raum nur mit Rücksicht auf ein zwi- 
schen den Vertragsteilen bestehendes Dienstverhält- 
nis oder Arbeitsverhältnis vermietet, so ist die Kün- 
digung nicht zu versagen, wenn der Vermieter nach- 
weist, daß der Mieter das Dienst- oder Arbeitsverhält- 
nis freiwillig löst oder vom Arbeitgeber aus einen 
in den Gesetzen vorgesehenen wichtigen Grund entlas- 
sen worden ist und daß er den Mietraum aus besonderen 
Gründen für den Nachfolger des Mieters in dem Dienst- 
oder Arbeitsverhältnis dringend braucht. Das Mietei- 
sen. kann, soweit Billigkeitsrücksichten dies 
eriorcern, in diesem Fall eine Räumungsfrist bis zur 
Höchstdauer von 6 llonaten bewilligen. 


Bares hen Ne infolge Streiks und Aussperrungen 
unter diese Bestimmung. 


fallen nich 
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89 ($ 9 der Vorlage ) 
Die Artikel 24, 25 und 26 erhalten folgende Fassung 
Artikel 24 


Falls eine freie Vereinbarung zwischen den 
Parteien nicht zustande kommt, darf der Mietzins vorbe- 
haltlich der Bestimmungen des 8 „.... für unmöblierte 
' Reume ge zulässige Höchstmiete nicht übersteigen, so- 
weit nicht Ausnahmen durch Artikel vorgeselen sind. 


Der am 1. Juli _1914 gezahlte Markbetrag wird 
nach en Veran von L:Mark = 1,25. Frs. umgerechnet. 
Zu dem sich aus dieser Berechnung e7 rgebenden betrag kann 
die ne sierungskomnission Zuschläge zulassen. Sie ent- 
scheidet hierüber in Zuischenräunen von 3 Monaten nach An- 
hörung einer Kommission. 
Diese besteht zus: 


l.. dem Direktor des Innern, “als Vorsitzenien; 
2.. dem Direktor für Handel und Gewerbe; 
3. dem Direktor der Finanzen 

. einem Vertreter des Studienausschusses 

. drei. Vertretern des Landesrates. 





CIE 


Die urter. Ziifer 4 und 5 bezeichneten Vertreter werden von 
Studienausschuss bezw. Landesrat gewählt. Die Entscheidun- 

gen der zeyierungskommission über die zuli ssige Höchstmiete 
»erden im Amtsblatt und in der Tagespresse veröffentlicht 


Mister von “ehnungen, deren jährliches Gesemtein- 
kommen 2D.600.- Geldfranken übersteigt oder ein Varmözen 
von mehr als 75.000.- Gcldiranken ha en, ird der Mister- 


schutz en Sie sind zur Zahlung der vollen Goldmie te 
verpflichtet. 
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Mieter von ohnungen und gewerblichen Räunen, die 
ein Gesamtj-hreseinkomuen von 6000 bis 10.000 Goldranken 
aden, Sind zur Zahlung bis zu sinem Betrag von 90 5 der 
Friedenszoldmiete verpflichtet. Mieter mit einem Jehresein- 
koumen über 10.000 Bo lafrankon. sind zur Zahlung der vollen 
Gclümiete verpflich ‚tet. 


Der Unterschied z.'ischen der gesetzlichen und .der 
ın Zırteril:und!? testgesetzten höheren lliete verbleibt zu 
einem Drittel dem Vermieter. Nie restlichen zwei Drittel 
hat der Mieter an den ''onnunzsbaurerband auf Spezinlkonto 
zur re islichen Lrstellung von \'iohnbauten apzuführen. 


Artikel ?5 


a ProZ 
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“urde am 1. Juli 1914 für die in Be: racht komien- 
den Räume ein iietpreis nicht gezahlt oder war ein solcher 
nicht vereinbart oder macht der Termieter glaubhaft, daß 
der damals bezahlte Preis unter dem tatsächlichen Mletwert 
zurückvlieb, so ist der Berechnung der am 1. Juli 1914 nach 
Lege und Beschaffsnheit der Reume ‚ortsüsliche Mietzins zu 
Grund zu legen. Jm Streitfalle setzt das hieteinigungsant 
den Grundpr "eis fest. | 


Entspricht 





38 - 

Entspricht eine bis zum l.Januar 1924 über, den Grundpreis ge- 
troffene Vereinbarung oder eine bis zu diesem 4£itpunkt Betroffe- 
ne "Festsetzung des Grundpreises durch das lieteinigungsanmt offen- 
siehtlich nieht dem tatsächlichen Friedensmietwert, so sim die 
Parteien berechtigt, eine anderweitige Festsetzung beim lie tei- 
u ae beantragen. 

| e 


lieten sind monatlich zahlber, wenn nicht kürzere Zah- 

lungstermine vereinbart sind. Löngere Zahlungstermine gelten nur, 

wenn sie nach dem l.Juli 1923 vereinbart worden sind. | 
‚Die bisherige vertragliche oder gesetzliche Kündigungsfrist 


wird hierdurch nicht berührt. 


$ 10 ( $ 11 der Reg.Vorlage: ) 


In Artikel 29 Absatz 1 tritt an die Stelle der Fläche von 6 Ar 
eine: Fläche von 4 Ar. 
Artikel 29 Abs.2 wird wie folgt geändert: 


" Für Diensträume wird als Höchstmiete die Goldmiete fest- 
gesetzt. Von dieser liete wird Y4 als Abgabe gemäß $ 
an den \iohnungsbauverband abgeführt. ' 


$ 11 ($ 12 der Reg.-Vorlage ) 
Artikel 31 Absatz 2 erhält folgenden Zusatz: 


' Der Vermieter kann bei Räumen mit Zentralheizung von 
lieter verlangen, daß er sich anteilig an den Kosten 
der Zentralheizung nach dem Verhältnis der geheizten 
Räume beteiligt. ' 


$ 12 ($ 13 .der Reg.Vorlage ) 
Artikel 33 erhält folgende Fassung: 


Die Aufgaben der \ieteinigungsämter werden den Ämtsgerich- 
ten übertragen. Das Amtsgericht entscheidet als lieteinigungs- 
smt in den in Artikel 36 (neue Fassung) bezeichneten Fällen ,‚un- 
ter Zuziehung von 2 Beisitzern. Liner der Veisitzer muß ein Ver- 
mieter aus dem Kreise der !iusbesitzer,der andere Beisitzerein 
Mieter sein. | | 

Die dem stand der lüeter bezw.Hausbesitzer angehörenden 
Beisitzer bezeichnet der Kreis-Stadt-Ausschuß auf Vorschlag der 
Mieterschutz- und Hausbesitzer-Vereinigungen. 

Die Vorsitzenden der Wieteinigungsänter und ihre Stell- 
vertreter werden durch den Direktor der Justizverwaltung im Ein- 
vernehmen mit der Direktion des Innern bezeichnet. 


3 13_( $ 14 der Reg.Verlage ) 
Artikel 34 wird wie folgt geändert : 


" Die Beisitzer der lüeteinigungsänter erhälten eine 
Vergütung aus staatsmitteln. Die Höhe dieser de 
sich nach den durch Ürlaß vom’23.August 1923_aufgestellten Sätzen 
Etwaige Änderungen erfolgen durch Lrlaß des Präsidenten der Re- 
gierungskommission im Einvernehmen mit dem Mitglied der Regie- 
BE OD ERION, dem die Angelegenheiten der Finanzen unterste- 
ens 


314 ($ 15 der Reg.-Vorlage) 
Artikel 35 wird aufgehoben. 
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ar nis Bor 70 sVorLn®:.) 
Artikel 36 erhält folgende Fassung: 


" Das Mie teinigungsant ist für alle Mietstreitig- 
keiten zuständig, welche betreffen die Kündigung, Räu- 
mung, die lietzinszahlungen, die Erstattung von Aufwen- 
dungen für llasser, Licht, Heizung, er Kanal- 
bemutzung, Straßen- und Bürgersteigreinigung, Mü labfuhr, 
Abortentleerung und Vornahme von Reparaturen, soweit es sich 
um Räume handelt, auf welche die vorliegende Verordnung ÄAn- 
wendung findet. 
Der Vorsitzende des Mieteinigungsamtes kann in den 
Fällen des Artikel ll kAbs.4 und des Artikel 17 sowie in al- 
len Fällen von Forderungsklagen, bei denen eine Preisfest- 
setzung auf Grund der Vorschriften dieser POrR ung nicht 
in Frage steht, ohne Zuziehung von Beisitzern entscheiden. 
Er kann in den übrigen Fällen Vorverhandlungen abhalten, 
wenn die Beteiligten es beantragen. _Jn_ dem letzteren Falls 
kann gegen eine Intscheidung innerhalb der Notfrist von 
einer "oche das Mieteinigungsamt angerufen werden. 





& 16 ($ 17 der Reg.Vorlage ) 
Artikel 39 erhält folgende Fassung: 
Die untscheidung muss bestimmen, welcher artei 


die Kosten des Verfahrens zur Last fallen, oder in wel- 
cher "eise die Kosten des Verfahrens verteilt werden. 


Sıyamog ayasıydmsbousfs WOY>n4g4DOS U 7 


Für die Kostenverteilung sind die Vorschriften 
der Zivil-Prozessordnung ents»rechend anwendbar. 
$ 17 (8 18 der Rez.Vorlage ) 
Jn Artikel 40 werden die "orte: " $$ 177 - 181, 
183 185 " durch die !orte: 1 8$ 177 - 185 " ersetzt. 
$.18 (8 19 der Reg.Vorlage ) 


Jn Artikel 42 Abs.® komien die "orte: " bei den 
Revisionsgericht " in "egfall. 


3 PwoZ 
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$ 19 (8 20 der Reg.Vorlage) 
Als Berufungs- und Revisionsgzericht im Sinne der 
- Artikel 41 und 42 entscheidet eine oder mehrere Zivilkau- 
mern des Landgerichts in der Besetzung von 3 vom Präsidium 
des Landgerichts ernannten Richtern. 


Die Berufung ist in allen Füllen der Artikel 
9, 24, 20, 26. und 29, in allen übrigen Fällen die Beschwer- 
de zulissig. 


977 
Io 
O 
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BE. 
Nr 0] 


Artikel 43 erhält folgenden Zusatz: 


Das Gerichtsverfassunysgesetz findet auch auf 


BER ERFEI DI HERE TUN Anwendung. Hin Anwaltszwang besteht 
nicht. 


$ 21 





Artikel 42 erhält folgende Fassung: 

„gegen üntscheidungen des lieteinigungsamtes ist 
bei Kündigung von "ohn- und Geschäftsräumen die Berufung, 
in allen übrigen Fällen ist die Revision zulässig. 


ie Revision ! nur darauf gestützt werde daß 
die N ene Intsc eidung auf einer Verletzung dds Gen 
setzes beruht. ' 


Dr 
Die Artikel 44 und 45 kommen in \!egfall. 
$ 23 (8 22 der Neg.Vorlage ) 
Artikel 46 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 


 _.* Die Entscheidungen des Mieteinigungsamtes sind 
bei Forderungsklagen sofort, im übrigen erst nach Rechts- 


ar 


kraft vollstreckbar. Aus den Entscheidungen der Berufungs- 


und Revisionskammer findet ebenso wie aus den vor ihr und 
den Mieteinigungsäntern abgeschlossenen Vergleichen die 
gerichtlichs Zwangsvollstreckung statt. 

Die Zuanzsvollstreckung ist gegen Sicherheitslei- 
stung zulässig. " 


a 


Da 





Jn Artikel 47 werden 50.0CC Mark durch 1500 Frs. ersetzt. 


& 25 ($ 23 der Reg.Vorlage ) 
Artikel 48 erhält [olgenden Zusatz: 


" Derselben Strafe unterliegt der Vermieter oder der 
für ihn handelnde Vertreter, nelcher durch eigenmächtige 
mnoxung eine '/ohnung der Zuteilung gemäß Artikel 
zu entziehen versucht. 
rer als Vermieter für diesem Gesetz unterliegenden 
Räume einen Mietareis fordert, der die Friedensgoldmiete 
übersteigt oder die nach $ 8, 9 und 11 erforderlichen An- 
aben über die an den "iahnungsbauverband abzuführenden Be- 
räge nicht innerhalb einem Monat macht oder diese Angaben 
verweigert, wird mit einer Geldstrafe bis zum zehnfachen 


des überforderten Betrages oder der. nicht abgeführten Sumue 


bestraft. " 
Die "orte 50.000.- Mark werden durch 1500.- Frs. ersetzt. 


$ 26 ( 8 24 der Reg.Vorlage ) 


Jn Artikel 49 wird der zehnfache Betrag des jährlichen 
Nietzinses 


EEE FEN 


N TESTEN EN SH re ERTL ren FE hun in 
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Wetzinses durch den fünfzehnfachen Betrag ersetzt. 
Absatz 2 des Artikel 49 erhält folgenden Zusatz: 
Die Berechnung des jährlichen Mietzinses hat auf 

Grund des 2.4. der Antragstellung maßgebenden Mietzinses 

zu erfolgen. 


Der letzte Absatz des ärtikel 49 erhält folgende 
Fassung: 


" Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn der Gesuch- 
steller für die umzuwendelnden oder zu beseitigenden 


“ohnräume in ausreichender "eise durch a ee einer 
entsprechenden Zahl neuer "ohnungen Ersatz leistet. " 


Der übrige Text kommt in !Tegfall. 
Artikel OO kommt in "egfall. 
8 28 ($ 25 der Reg.Vorlage ) 
Jn Artikel 5l werden hinter dem Yort: " "ohnungszuteilungs- 


kommission ” eingeschaltet die "orte: " sowie des Bür- 
germeisters und Landrats unter Vorbehalt des "iderruis. " 


8 29 (8 26 der Reg.Vorlage ) 


Jn artikel 52 kommen die "orte: " unter Vorbehalt der 
Bestimmungen der Artikel 24 und 26 " in egfall. 


äsident Scheuer: "ir komnen dann zur Generaldebatte über die 


Vorlagen. 


Als erster hat. das "ort der Herr Abgeordnete 
Karius. 


2): Kerius (2.):. Meine Herren! Bevor ich meine Rede beginne, 


muss ich auf eine vaterländische Tat suimerksauj machen. 
Die Presse brachte von der letzten Sitzung auch die hier 
angebrachten Sprüche, die sehr erfreuten, weil unsere 
deutschen Dichter durch diese Sprüche zu "orte gekommen 
sind. Nun hat man das saarländische Feigenblatt darüber 


ehangen. 
; ö ( Sehr aut! ) 


Vielleicht wird bald.der  " "ilhelm Tell * ‚vorgeführt, 
damit sie heruntergeschossen erden. 


(. Tachen '!) 


Jedenfalls nehmen wir nicht an, daß man den Landesrat 
damit ärgern wollte, denn uns sind die Sprüche trotz der 
Verhängung sehr gut im Gedächtnis und in Fleisch und 
‚Blut übergegangen. | 
( Bravo ! ) 


Mir hatten schon vor 1 "2 Jahren den Tohnungs- 
entwurf in der erstmaligen Fassung besprochen. are 
a 
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hat die Schelle des Herrn Präsidenten sehr viel zu tun ge- 
habt. Jch glaube, daß es heute ruhiger hergehen wird. "ir 
sind uns doch in den ENT RDSEUNERR in mancher Beziehung etwas 
‚näher gekommen. Es muss zugestanden werden, daß die itegie- 
rungskommission einige unserer damaligen "ünsche in der Vor- 
lage angenommen hat. „uch die AR muss die Ay die 
Wohnungsnot zugeben. Sie gibt an, daß die Zahl der "ohungs- 
suchenden von 17 677 am 1. Juli 1922 auf 20 046 au 1. Juli 
1923 gestiegen ist. Es ist das innerhalb JahresTrist eine 
Steigerung von 13 Prozent. | 


Die "ohnungsnot im Saargebiet drückt sich nicht allein 
in der Zahl der fehlenden "ohnungen aus, sondern auch in der 
Veberfüllung der "ohnungen und vor allem in dem Vorhandensein 
einer großen Anzahl Räume, die den Namen "Tohnungen" kaum 
mehr verdienen. Es wäre interessant, wenn man von maßgeben- 
der Stelle aus die "ohnungen besichtigen würde, die heute von 
Menschen bewohnt sind. Man könnte wünschen, daß sie minde- 
stens in den Stand gesetzt würden wie manche Autoparks in der 
‚ stadt. 

( Sehr richtig! ) 


Die Folgen der "ohnungsnot sind verheerend. "ir haben vor 

1 12 Jahren in der Komission Fälle besprachen, wo gerade die 
Sittlichkeitsvergehen in sehr erheblichen liaße zugenommen ha- 
ben. Es wird sehr schwer sein, darüber genaue Unterlagen zu 
erhalten. Es wird aber auch gekla,;t, dab die Bekämpfung über- 
tragbarer Krankheiten, besonders die der Tuberkulose, sehr er- 
schwert wird. "'enn soviel über Vergnügungssucht geklagt wird, 
so wird zweifellos zuzugeben sein, daß das Fehlen zuter "oh- 
nungen viel mit dazu beiträgt, die Vergnügungslokale zu be- 
völkern. Der ige Streit zwischen lieter und Vermieter, 
der das politische Leben en der Saar zeitweise vergiltete, ist 
auch eine Tolge dieses Zustandes. 


"enn man den Ursachen der "ohnungsnot nachgeht, und 
das ee nicht genug, besonders von amtlicher Stelle 
nicht, so mag man zugeben, daß die Mieterschutzgesetzgebung 
in den letzten Jahren vielleicht etwas mitschuld daran hat. 
Die Ursachen der "ohnungsnot sind nicht allein auf den Krieg, 
der die Bautätizkeit unterbrochen hat, zurückzuführen. Die 
Forderung, daß der Mieterschutz auf den wirklich Bedürftigen 
beschränkt bleibt und daß bedürftige Mieter und Vermieter unter- 
stützt werden sollen, musste eher erhoben und praktisch durch- 
geführt werden. Man hätte zweifellos in den letzten Jahren 
manchen zum Bauen zwingen müssen, und manches Geld hätte in 
Bachwerten in Torm von Häusern angelegt werden können, an- 
statt daß es auf sndere "eise doch wertlos geworden ist. 


Die erheblichste Ursache der "ohnungsnot hier dürfte 
die Beschlagnahme der "ohnungen durch das Militär, die Zoll- 
beamten, Regierungskommission und Bergverwaltung sein. Die 
Zahlen, die der Herr Berichterstatter nannte, sind ‚in Ihrer 
Art äußerst lehrreich. enn man damit die Zahl der Häuser 
vergleicht, die der "ohnungsbauverband erstand, so wird das 
Ergebnis sein, daß Berne mehr übrig bleibt als Ueberschuss, 
wenn man das berücksich igt, was beschlagnahut worden ist. 


Eigenartig ist nun, daß die Zahlen, die von der Regierungs- 

kommission amtlich angegeben werden, mit denen der Stadt nicht 

übereinstimnen. zZs mag das verschiedene Gründe haben. "ir 

haben als Stadtverordnete seit Jahren Auskunft verlangt, und 

ich habe dieses Mal gerade wieder das von der Stadt I aaa 
| Materia 
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Material zusammengestellt und kan zu Ser aan Zahlenergebnis, 
was speziell die Stadt Saarbrücken angeht. Jn der Zeit von 
November 1918 bis Mai 1920 wurden allein von der Militärver- 
waltung. 561 "Tohnungen mit 2365 Räumen und mit 638 möblierten 
2immern beschlagnahmt. 


(Hört, Hört ! ) 


Nach Bildung der Zentralwohnungskommission oder eigentlich bes- 
ser gesagt Zentralenteignungskommission sollte nach Mitteilung 
der negierungskomnission ein erheblicher Teil dieser Räume wie- 
der zurückgegeben worden sein. 664 Räume hätte die Militärver- 
waltung noch behalten, während 525 Räume an Beamte der Bergwerks- 
direktion abgegenen worden seien. "o die anderen Räume bleiben 
oder lieben, Konnte nicht festgestellt werden. Jedenfalls sind 
sie nicht verschwunden, sondern von anderen Personen beansprucht. 
worden, die in der Mehrzahl keine Saarländer sind. Dann wurden 
in der Zeit von l. Juni 192: bis 31. Dezember 1922 der Militär- 
vsrmwaltung durch die Zentralenteignungskommission erneut 109 
Wohnungen mit 410 Räumen und 30 möblierten Zimmern überwiesen. 

De Bergwerksdäirektion erhielt vom l. Januar 1921 bis 3l. Dezember 
1222 673 Fohnungen mit 3130 Räumen und 44 möblierten Zimmern. 

Ab 1. Januar 1923 schied die Bergwerksdirektion als "ohnungsbe- 
ziener aus, weil die Bergwerksbeamten von dem Tage an nich 

mehr als Beamte im öffentlichen Dienst angesehen worden sind. 

Es ist charakteristisch, daß man die Beamten eines Privatunter- 
nehmers, denn die Bergwerksdirektion ist hier im Saargebiet ein 
Frivatunternehmen, dab man diese Beamten als Beamte im öffent- 
lichen Dienst bezeichnete, und nachdem sie mit "ohnungen versorgt 
waren, ais solche einfach strich. Das ist ein Beitrag zu der 
Rechtsverwirrung, die hier im Saargebiet herrscht. Die Berg- 
werksdirektion hat dann über 60 Häuser angekauft, ich glaube 78, 
daneben 7 Hotels einschließlich zweier größerer Gebäude und hat 
die Mieter durchweg auf sogenannte freiwillige "eise herausge- \ 
tracht. Es ist hier in der Stadtratssitzung einmal festgestellt - 
worden, daß aus einem Hause 6 Mieter.herausmussten, um aus dem 
Hause ein Vergnügungs.lokal-zu-machen. N 


( Hört, Hört ! ) ; 


Auch eine Methode, die man hier anwendet, um in den Besitz von 
Lokalen zu gelangen. !lenn es so komisch heißt, die Leute haben 
ihre "'ohnungen on, erhen vaan so steht demgegenüber Test, 
dab ständig 4 bis 6 Familien obdachlos waren, für die die. Stadt 
r R 
nach und nach sorgen musste. Die Stadt Saarbrücken hat allein 
mit jetzt noch bewilligten Mitteln etwa. lL Million Franken aus- 
geben müssen, um zwangsweise ausgesetzte Familien unterbringen 


zu können. 
| ( Hört, Hört ! ) A 


Das besagt doch eben genug. "ie die eigentliche amtliche Mit- \ 
teilung, und soweit die Beweise For Lagen, sind die Angaben h 
der Staöt im allgemeinen nicht unzutrefiend. N 


WE REEL . 
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Von den beschlagnahmt gewesenen Wohnungen, die durch 
den Wegzug der Mieter gesetzlich wieder zur Verfügung der Woh- 
nuneskommission kommen sollten, sind fast keine zurückgegeben 
worden. Es war mitgeteilt, daß in letzter Zeit wieder 16 OFii- 
ziere versetzt worden sind. Jhre "ohnungen kamen unter der 
Hand aber an andere Leute, ohne daß eine Anmeldung erfolgt ist. 
Jch brauche nur an eine Reihe Fälle zu erinnern. An den 
berühmten Fall Carriers. Dieser frühere Direktor bei der 


Regierungskommission 








an 
So, 


in: VORUE re 


negierungskommission schied aus, und als Privatangestellter 
behielt er trotzdem die amtlich ihm zugewiesene !lohnung. 
Neuerdings schwebt ein Fall, wonach dem Separatistenbund 
oder Saarbund ein Nest gebaut werden soll. 

Herr Dr.Schöttler vom Saarkurier hat sich eine "oh- 
nung angeeignet mit der Angabe, er hätte ein Recht dazu. 


( Hört, hört ! ) 


Der Mann ist unverheiratset und soll Soder 6 Zimmer haben. 
Nach Erhebungen der Stadt hat die Regierungskommission mit- i 
geteilt, dab die Angaben des Herım Schöttler, ihm wära die | 
"ohnung zugewiesen worden, nicht stiinnen. Es schwebt jetzt | 
ein Verfahren gegen ihn, das noch nicht beendet ist. "em 
ich den Fall hier anführe, dann ist das nur ein Beweis für 
die Dreistigkeit gewisser Kreise, sich einfach in den Besitz 
von lohnungen zu setzen. Ob der Saarbund amtliches Jnstitut 
ist, weiß ich nicht; jedenfalls haben wir keine Veranlassung, 
ihn als solchen anzuerkennen. 


Nun wurde bei der Beratung des Gesetzes von 19% 
“nr ie dab eine Beschränkung der zu enteignenden "ohnungen 
eriolgen würde. Jm Gesetz wurde ausgedrückt, daß bis zum 
l. Juli 1923 höchstens die Hälfte der "'ohnungen der Enteig- 
nungskommission zufallen würden, und die anderen der Stadt 
zugeteilt werden sollten. Darüber hinaus sollte in dem Er- 
lass die Zahl der "'chnungen bestimmt werden. -Auch hier wurde 
behauptet, daß diese Verordnung nicht gerade objektiv ausge- | 
tüart worden sei. Besonders komat es nicht darauf an, wie- i 
viel "TIohnungen verteilt wurden, sondern es kommt wesentlich 
auf die groben “ohnungen an. Nun hat man es so eingeteilt, 
daß die Saarbevölkerung als Bevölkerung zweiter Klasse be- 
handelt wird, daß die Saarbevölkerung die kleineren "'ohnungen 
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1922, für die diese schärfere Verordnung allerdings noch nicht 
alt, für die Enteignungskorwmission "ohnungen mit l Zimmer und 
Küche 75 beschlagnahnt worden; der Stadt verblieben 91. "oh- 
nungen mit 2 Zimmer und Rüche für die ünteignungskommission 4 
für die Stadt 70; mit 3 Zimmern und Küche der Enteignungskon- 
mission 166, der Stadt34, mit 4 Zimmer und Küche die Komis- 
sion 131, die Stadt 13, mit 5 Zimmer und Küche die Kommission 
16, die Stadt 3, möblierte Zimmer die Kommission 61, die | 
Stadt il. Es erhielt in dieser Zeit die Enteignungskommission 
668, die Stadt 248. Räume. er man, dab die Kom- 
mission die größeren und größte Zahl "ohnungen für sich behielt, 
so ergibt sich, dad sie durch die Zurückhaltung der größten 
YTohnungen auch die größten Zimmer behielt. Vom 7.Februar ab, 
nachdem die Ausführungsbestimmungen zur "ohnungsverordnung 
vorlagen, worin es ausdrücklich hieß, die "ohnungen sollen 
der Größe nach möglichst gleichmäßig verteilt werden, bekam ; 
die Stadt von l Zimmer und Küche 212, die Enteignungskomnis- | 
sion 88, von 2 Zimmern und Küche bekam die ünteignungskoimis- 
sion 100, die Stadt 162, von 3 Zimmer und Küche die Inteig- 4 
nungskommission 104, die Stadt 0. Von 4 Zimmer und Küche E 
die Enteignungskommission 59 "ohnungen, die Stadt 38, von 5 | 
Zimmer und Küche die Enteignungskommission 18 "ohnungen, die 
Stadt 5, von 6 Zimmer und Küche die Kommission 7 "Tohnunsen, 
die Stadt 3». 80 Prun 0a8 weiter, bis gewisse Linteilungen 
beim Gesamtergebnis die Stadt 40 Ziimer mehr bekam, aber der 
Teil der wirklich guten "ohnungen ging in die Hände der Iint- 
rede übers. ES ist ein Unterschied, ob man eine 
'ohn 
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RR 
iyyi.c:2, daß die Saarbevölkerung als Bevölkerung zweiter 
Klasse behsndelt worden ist und das entspricht nicht dem 
Auftrag, das Wohl der Saarbevölkerung zu beachten. 


 _. Dann hat die Kreditnot das Bauen zweifellos sehr 
erschwert. Wir haben uns damals gegen die Binführung der 
Tährungsverordnung und der Einführung des französischen 
Franken als Ren Shen Ba gesetzliches Zahlungsmittel sehr ge- 
wehrt, und mit Recht. Der Beweis ist erbracht, daß, seitdem 
der Franken als a ya Zahlungsmittel eingeführt ist, 
die Kreditnot zunahm. Man mag sich hie und da, auch in 
Kreisen der Rezierungskommission über das Steigen des Fran- 
ken Ireuen; Es ist doch so, steigt er, so laufen wir Ge- 
tahr, eine Absatzkrisis zu bekommen. Fällt er, so fällt 
mit ihm die Kaufkraft ungeheuer. Der Franken kann als sta- 
bile Fährung kaum in Frage kommen. Die letzte Medizin, die 
er zu seiner Aufblähung erhielt, soll eine Milliarde Franken 
Zinsen jährlich erfordern, sodaß das Rezept, das er bekam, 
allein mindestens 12 - 15 Milliarden nach französischen An- 
Baer kostet. Man kann sagen, daß. der Franken der teuerste 
Patient der \lelt geworden ist. Dann haben weite Bevölke- 
rungskreise in den letzten Monaten die Nachteile des Fran- 
ken durch eine 'ertbeständigkeitsklausel auszumerzen ver- 
sucht. Die Zahl der Verträge, die so abzeschlossen vrurden, 
ist sehr groß. Nan vermutet, dab man diese Verträge in ir- 

endeiner Form ungültig zu machen versucht: Das Aufsichtsaut 

ür Privatversicherung, in der Praxis Oberbergamt, hat eine 
Verordnung erlassen, nach welcher die intwertungsklausel 
verboten ist. Der Saarbrücker Xna,pschaftsverein hat ver- 
sucht, mit seinen Schuldnern Verträge auf wertbeständiger 
Grundlage abzuschließen, um die Schuldner auch vor einen 
Steigen des Franken zu schützen. Venn bei etwa zurückge- 
hendem Binkommen die Schulden zahlenmäßig dieselben bleiben, 
wird mancher nicht in der Lage sein, die Schulden abzutragen. 
Dasselbe Amt hat auch als Oberbergamt die Verträge, die der 
Saarbrücker Knap»schaftsverein mit seinen Schuldnern auf 
wertbeständiger Grundlage abschließen wollte, für rechts- 
widrig erklärt. Demgegenüber steht fest, daß das Obergericht 
in Saarlouis anders entschieden hat. 


( Jeh habe Zeit, bs die Herren von der Regierung auch 
zuhören. 


Man sieht also, daß die Hındlung der amtlichen Organe zuwei- 
fellos unrichtig ist, wenn man ihr die Entscheidung von 
bi h .. 5, \ ® 7) ® Br “ « “ 

Saarlouis entgegen hält. Versucht die Regierungskomnission 
durch gesetzliche Maßnahmen, Verträge auf wertbeständiger 
Grundlage zu verhindern, wird die Kapitalnot im Saargebiet 
sich zu einer wirtschaftlichen Katastro he auswachsen, denn 
Kapitalien aus neutralen Ländern mit Goldvaluten werden im 
Saargebiet kaum noch möglich sein und das nobile Kapital 

ird entweder auswandern oder in Sachwerte flüchten. Der 
leise sich regende Sparsamkeitssinn wird erneut zerstört. 


a Die nee ee sind keine Spekula- 
tionsmanöver, sondern Notwendigkei en. Nun wird vielfach 
behauptet, wenn die Zwangswirtschaft aufgehoben würde, wäre 

PR: not beho! - und Grundbesit | 
die "Tohnungsnot behoben. Der Haus- und Grundbesitzerverein 
hat uns ein entsprechendes Schreiben zugehen lassen und will 
beweisen, daß das Angebot die Nachfrage übersteige. Eine 
Aufhebung der Zwangswirtschaft wird eine Behebung der "oh- 
nungsnot nicht zur Folge haben. Notwendig wäre, die Dauks- 

italien günstiger abzugeben. Jn der Vorkriegszeit betrug 

je Verzinsung mit Tilgung höchstens 7 % und u . 

aben 
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haben beiswielsweise ungefähr Y4 bis Y5 des Einkommens 
absorbiert. enn heute Freiheit in die "ohnungswirtschafit 
kommt, haben wir das größte Durcheinander. Die Verzinsung 
des Kapitals der neuen Häuser Ast zu hoch und damit auch 
die Nieten. Die Lohn- und Gehaltsempfänger sind durchweg 
nicht in der Lage, solche Mieten zu zahlen. 


 Sehr.richtig !) 


Denn wird die Yohnungsnot im Saargebiet auch durch Abwan- 
derung des Produktiorsüberschusses gehemmt, Men glaubt 
nicht, wie hoch die Sumnen sind, die die französische "irt- 
schaft aus dem saäargebiet zieht. Nehmen Sie die Bergverwal- 
tung, Banken, Schwerindustrie, Autoindustrie usw. 


(Sehr richtig! ) 


Man wird annehmen können, daß die französische "irtschaft 
ährlich mindestens 300 Millionen Franken herauszieht. 
"enn wir die "ohnungsnot behebnm wollen, dann wäre es not- 
wenaig, daß die Privat- und staatlichen Unternehmer mehr 
bauen würden. 


F Der preußische Staat als Besitzer der Gruben, hat 

früher durch Gewährung von Bauprämien und Darlehen zu billi- 

em Zinssätzen viel zur Beschallung von Eigenhäusern für 

ie Bergarbeiter getan. Die französische Bergwerksdirektion 
versagte in diesen Sinne vollständig und tut das nicht, was 
der deutsche Fiskus zur Beschaffung von Kapital getan hat. 
Man muss auch heute gerecht sein und anerkennen, daß damels 
manches geleistet worden ist, was wir heute vermissen. Die 
Erstellung von "erkswohnungen hat manche Schattenseiten und 
gerade der letzte Streik hat wieder eine große Antipathie 
gegen "erksuchnungen hervorgerufen. 


Jm Ruhrgebiet hat man curch Gründung des Ruhrsie- 
delunssverbandes und der äbgabe einer bestimmten Sume für 
Bauzwecke auf die Tonne Kohle erhebliches geleistet. Leider 
wurden durch die Geldentwertung und die Besetzung des Ruhr- 
gebieves aiese Bestrebungen durchkreuzt. Dieser Gedanke war 
sehr gut. Die Frage der Produktionsabgabe zur Förderung 
des Bauwesens müsste zweifellos an maßgebender Stelle erwo- 

en werden. Dann wurde in der Vorkriegszeit die Förderung 
es Nohnunssbaues für die Arbeitnehmer durch die ‘Einnahmen 
der Versicherungsträger sehr erheblich gefördert. Für die 
Gelder, die zur Verfügung gestellt wurden, wurde ein Zins- 
satz in Höhe von 3,3 /4 bis höchstens 4 % verlangt. Die 
| man raten waren günstig, sodaß die Bdastung keine er- 
hebliche war. JmSaargehiet könnte in dieser Teise mehr 

eschehen. Tir haben bei den Trägern der Reichs-, Jnvali- 
ten- und Angesteliten-Versicherung erhebliche Einnahmen und 
Rücklagen. Es ist mir nich‘; bekannt, wie diese Gelder ver- 
wendi werden. Jedenfalls könnten aie Rücklagen in erhebli- 
cnem Maße zur Förderung des Wohnungsbaues zugeführt werden. 
Der Saarbrücker Kna;nschaftsverein hat in den letzten 2 Jah- 
ren etwa 2D Mislionen, die mäßig verzinst und erst in langen 
Reten abgetragen zu werden brauchen, an Bergarbeiter gelie- 
hen. Wir haben früher in der Kommission bei der Beratung 
Gia Frage einer Wohnungsbsuabgabe erwogen, doch haben wir 
uns nicht dafür erwärmt, weil sie nach praktischen Erfahrun- 
gen wenig aogeworfen hätte. Bei der Bemerkung des Geldes 
sind ale Erträge sehr schwankend und würden eine ungerechte 
Belastung von Nietern und Vermietern darstellen. Ja Köln 
2.8. mussien zeitweise 30 % von der Bauabgabs für Verwal- 
tungskosten rarpulvert werden. 

Jn 
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Jn Deutschland hat man eine neue Mietzinssteuer ge- 
schaffen, durch die, neben der steuerlichen Entlastung der Ge- 
ni (ee des "ohnungsbaues beabsichtigt Ist. Jn 
welcher Höhe diese Steuer allgemein erhoben werden soll,steht 
noch nicht fest. ie sich die Abgabe auswirkt, ist daher 
noch nicht zu übersehen. Die etwaige Erhebung einer Mietzins- 
steuer zur Linderung der VWohnungsnot müsste zunächst auf ihre 
Zweckmäßigkeit geprüft werden. 


| Jm Zusammenhang mit der Mietsbildung steht die Frage 
Ba EI PO ROSSRBNI-WOT VONE. Mit dieser Frage hat man sich im 
Saargebiet in erheblichem Maße beschäftigt. Man kann der Auf- 
wertung sympathisch gegenüberstehen. 


Mir sind Fälle bekannt, wo selbst hier in der Stadt 
Saarbrücken Goldmark-Hypotheken von 40 bis 50 000 Goldmark und 
0 000 Goldmark mit dem "’ert von l Paar Schuhe oder einem An- 
zug zurückbezahlt worden sind. Das ist nicht fair. Hier muss- 
ten die Betreffenden mindestens dort, wo es sich um arme Leute 
handelte, anders verfahren. Das Obergericht hat 58 wie schon 
angeführt, Aufwertung der Hypotheken grundsätzlich anerkannt. 
Das Aufwertungsgesetz für Deutschland sieht eine Aufvertung 
bis zu 15 % vor. Auch dagegen wird Sturm gelaufen, weil das 
zu niedrig sei. Es ist sehr schwer, in dieser Frage das. rich- 
tige zu treffen. Jedenfalls musste man annehmen, daß auch 
hier von Amtswegen der Frags nähergetreten würde. Es hätte 
dem Saargebiet zweifellos mehr gedient, wenn die besten Kö „fe 
der Regierungskommission der Aufwertungsfrage ihr Augenmerk 
gewidmet hätten, anstatt "ahlkniffologie zu treiben. 


( Zustimmung und Heiterkeit ! ) 


Jedenfalls haben sie sich damit im Saarvolk keine Änerkennung 
verdient. 4 


| Nicht unerwähnt möchte ich lassen, daß die Lösung 
der Hypothekenaufwertung sehr schwierig ist. _Es ist auch an 
sich nicht ganz berechtigt, dem Hausbesitz allein den Vormurf 
einer ungerechtfertigten Bereicherung zu machen, denn einer 
solchen steht auch ein Verlust an geringeren Mieten gegenüber. 
Die Leute, die sich in ungerechtiertigter "'eise bereicherten, 
kommen auch in den anderen Schichten vor. Die ungerechtfer- 
Big Bereicherung liegt in allen Fällen vor, wo ertragreiche 
Sachwerte durch die Geldentwertung entschuldet wurden. 


Nun werden noch eine Reihe Ten ee gemacht für die 


Behebung der Tiohnungsnot, Beschaffung von Geldern durch Ein- 
führung einer Lotterie sowie einer Luxussteuer. Man kann sich 
mit einer luxussteuer beireunden, aber man muss doch anerken- 
nen, daß eine solche Steuer sehr schwer durchzuführen ist und 
nach Abzug der Erhebungs- und Verwaltungskosten kaum etwas ab- 
wirit. "as nennt man eigentlich juxuswohnungen? Jch wäre eher 
dafür, daß man die klubsessel in Büros besteuerte. Jedenfalls 
sind Tuxuswohnungen in der heutigen Zeit ebensowenig eine drin- 
gende Notwendigkeit, wie Klubsessel in Büros. "er or sitzen 
will, soll sieh in einen Stuhl setzen, und wenn ihm das nicht 
gefällt, wird man den betreffenden Herrn am ehesten wieder los. 


(zuratı "Re tut dort aber ut I"). 
Karius fortfährend: Mitunter zu aut. 
( Tachen ). 
Soweit mir bekannt ist, hat eine Baugenossenschaft 


eine Lotterie ins '""erk gesetzt, mit der ein Haus EURER 
wird. 
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wird. Es werden glaube ich, SO 000 lose vertrieben, das Los 
zu 5 Franken. Hier ist die Regierungskommission der erste 
Gewinner, denn auf jedem Los von 6 Franken ruht 1 Franken 
Steuer. Und wenn die 0 000 Lose verkauft sind, hat die 
Landeskasse &0 000 Franken verdient. "’enn man etwas tun 
ollte, dann müsste man diese Lose stempelfrei erklären. 

Jch habe mich eigens erkundigt. äüs murde mir ausdrücklich 
versichert, daß von jedem Los 1 Franken Stempel gezahlt wer- 
den müsse. 


"as die NMietzreisbildung angeh&, so hat der Ent- 
wur? an der Höhe der Mieten nichts geändert; die Kommission, 
die gebildet ist, soll das machen. Jm Landesrat selbst waren 
die Ansichten geteilt, ob man es der Kommission überlassen sol- 
le, oder direkt praktische Vorschläge machen soll. Die allge- 
meine Ansicht ist, daß man gegen eine weitere Steigerung der 
Mieten nichts einzuwenden hat, wenn entsprechend die binkom- 
men, Löhne und Gehälter gesteigert und vor allem die Kaufkraft 
erhöht wird. Dass der Hausbesitz zur Erhaltung seines Besitz- 
tums eine höhere Miete braucht, ist klar. Es ist unmöglich, 
sus den a ee die Häuser instana zu halten und eine, 
wenn auch ganz kleine Verzinsung herauszuholen. Es liegt im 
Jnteresse der Mieter selbst, daß die alten Häuser nicht rest- 
los verfallen. Die Zahl der baufällig werdenden Häuser ist 
außerordentlich groß. Es kommt hier in der Stadt nicht sel- 
ten vor, daß die Polizei Mieter zwangsweise aus den Häusern 
hersusnehmen muss, weil die Gefahr des Zusammensturzes droht. 
Vor einiger Zeit ist es vorgekommen, daß dem Hausbesitzer 
noch die Kosten der zwangsweisen Aussetzung aufgebürdet wur- 
den, nachdem sein Haus nisdergerissen werden musste. "ir 
dürfen nicht übersehen, daß wir im Saargebiet mur AuRariorr 
vum im Hausbesitz, wie man es vielfach annimmt, nicht haben. 
Die Zahl der Leute, die den Kausbesitz als Beruf betrachtet 
und von den Einnahmen leben will, ist außerordnetlich gering. 
Der größte Teil der Besitzer und Vermieter stammt aus ärme- 
ren Kreisen. Viele haben Jahrzehnte gedarbt, un ihr Haus 
schuldenfrei_zu haben, und mancher ist gestorben, bevor das 
Heus entschuldet gewesen ist. Da müssen wir auch Rücksicht n 
nehmen, daß wir diesen Leuten eine Miete zukommen lassen, die 
als gerecht anzusehen ist. 
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Jn Deutschlend hat man gerade in der Zeit der höch- 
sten Not eine sehr erhebliche Erhöhung der Mieten vorgenom- 
men. Jn dem angeführten Aufwertungsgesetz vom 14.Februar 
1924 werden die Länder gesetzlich emächtigt, die Mietzins- 
bildung abweichend von den Vorschriften des Reichsmietgesetzes 
zu regeln. Dabei sollen die Mieten grundsätzlich gemät der 
Entwicklung der allgemeinen "irtschaftslage den Friedensmie- 
ten angenähert werden. Jnteressant ist die Begründung, die 
diesem Gesetz beigegeben ist. Sie besart wörtlich: 
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" Unerlässliche Vorbedingung dafür, daß die "ohnungs- 
wirtschaft wieder auf eine gesunde Grundlage komut, 
ist die Rückkehr zu der wirtschaftlichen Binsicht, 
daß ein angemessener Teil des Einkommens auf die 
Mieten verwandt werden muss. Die Aufwendungen für 
die Mieten müssen wieder im Haushalt des Mieters 
die dem Friedensstand entsprechende Bedeutung ge- 
winnen. Nur dann wird der Mister, der sich jetzt 
bei den unverhältnismäßig billigen Mieten häufig 
keinerlei Beschränkungen des !!ohnraumes Bor oer 
te, unter dem Druck der höheren Mietesich bereit 
finden, den über sein Bedürfnis hinausgehenden 
"ohnraum zu Gunsten ae "ohnungsmark- 
tes opfern. Nur dann wird der Geldmarkt die nö- 4 
tige Anregung finden, um Kapitalien für die Belebung Zu 
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Das ist eine richtige und vernünftige Begründung. 
Kinschränkend sei angeführt, daß Voraussetzung für die fr 
höhung aer Mieten eine Steigerung der Kaufkraft des Einkonm- 
men der Lohn- und Gehaltsempfänger ist. "ir haben ja auch 

in den letzten Jahren bei Beratung aller Gesetze darauf hin- 
gewiesen, daB „ine "ertbeständigkeitsgrundlage notwendig ist. 
Das gilt auch für die Mieten. Und man könnte gerade hier die. 
Regierungskommission als Zeugin anrufen. Jn der Begründun 

zu einer Verordnung betreffend die gesetzliche "ährung im Saar- 
gebie; sagt die Regierungskommission: 


" Tas die Mieten anbetrifft, so hätte die Preisfest- 
setzung die kritischsten Folgen tür die Hausbesitzer. 
Alle bis jetzt zur Bessitigung der erwähnten Rückwirkungen 
ergriilenen Maßnshmen blieben wirkungslos oder waren 
ungenägend. Gleichfalls, ob es sich um die Fest- 
setzung der llietpreise oder Märkzulagen für Rent- 
ner, Sozialversicherte oder Kriegsbeschädigte han- 
delt. Es ist unmöglich, die Kaufkraft des Geldes bei 
der Vorauszahlung zu sehen. " 


re agb Se raten damals für die Mark sagt 
triift im letzten Jahre auch für den Franken zu. Man soll doch 
bei der Regierung konsemuent bleiben, ebenso wie wir es bleiben 


Dann ist vielfach Hoffnung auf die Gemeinden gemacht 
„orden; diese sollen die "ohnungsnot beheben. Das ist sehr 
leicht gesagt. Aber man muss die heutige Finanznot der Gemein- 
den Bean fa sind geradezu erschütternde Zahlen, die die Ge- 
meinden jetzt zur Balancierung ihres Etats brauchen. Kenn- 
zeichnend ist, wie manche Gemeinde letzten Endes an dem "ohl- 
fahrtsetat sparen müssen um überhaupt den Etat ins Gleichge- 
wicht zu bringen. Die Ausgaben der Gemeinden für "ohlfahrts- 
zweske sind im letzten Jahre kier außerordentlich gestiegen. 
Mean berichtet aus dem Revier, daß die Zahl der Armenunterstüt- 
zungesempfänger aus den Kreisen der Bergpensionäre seit SO - 40 
Jahren nicht so groß war, wie jetzt, und zwar trotzdem wir seit 
einem Menschenslter so hohe Kohlenpreise nicht hatten wie ge- 
senwärtig. Das ist auch die Folge der sogenannten neuen Ver- 
wartung hier im Saargebiet. Das ist auch eine Hauptursache 
der Belastung Ger Etats der einzelnen Gemeinden. "as die ge- 
setz.ichen Renten nicht leisten, das müssen die "ohlfahrtsetats 
aus eigenen Mitteln geben. "enn man die !!ohlfehrtsetats als 
die dringendsten nimmt, leidet naturgemäßder Etat zur ärstel- 
Jung neusr "ohnungen. Die Gemeinden werden sehr wahrschein- 
lich über die Bereitstellung von Baugelände und die Erschlies- 
sung von solchem, Barzuschüsse wenig mehr leisten können. Es 
st den Gemeinden einfach unmöglich, bei einigermaßen anstän- 
digem Zinsfuß überhaupt Kapital zu erhalten. Daher muss man- 
che Aniage, die früher auf Darlehen erstanden wurde, heute aus 
laufenden Mitteln hergestellt werden. 


Dann, meine Herren, wird es notwendig sein, daß die 
Regierungskommission mit der Beschlagnahme der "ohnungen end- 
lich Schluss macht, und daß das französische Militär aus dem 
Saargebi.et herauskommt, Es gibt hier vie\ überflüssiges, aper 

.e .. ” 7, “ e e B .. . - . ” .. 
das leber!lüssigste ist doch das Iranzösische Militär. 


( Sehr richtäg! ) 


Es weia kein Mensch, was es hier tun soll, was es für Arbeit 

hat. Französische Kreise sagen ja. es muss unseren Besitz 

schützen, Ja, wenn das nationale Militär den Besitz schützen 

soll im Ausland, dann müssten große Staaten innerhalb der gan- 

zen "eit Militär haben, um ihren Besitz zu PRONASN: Diese 
ese 
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hese können wir nicht gutheißen. Anscheinend kann sich 
die Regierungskommission und können sich die französischen 
Kreise ohne das Militär aicht mehr bewegen. Man muss dafür 
die Gendarmerie aufbauen und was tut man? Heute komant auf 
jedes Dertchen, und wenn es nur 3 Häuser hat, ein Landjäger. 


(Hort, hört li ) 
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Der Landjäger wird zwangsweise eingemietet, einem Bauer in 4 
die "ohnung gesetzt, trotzdem er selbst wenig Platz hat. i 
Und da muss der Tandjä er wissen, warum er da ist. Die Fol- | 
e ist dann, Strafbescheide in einer Zahl, die man früher 
zaum kannte. Men frage da die auswärtigen Amtsgerichte und j 
Amtsanwälte, was die heute für K.einigkeiten in Strafianzei- \ 
gen bekomien. Wie die landbevölkerung werbittert wird durch j 
ciese Maßnahme. Man hat aie Impfinäuig, als wolle man da- 
mit der Saarbevölkerung einen Vergleich aufdrängen zwischen 
Militär in der Stadt und Landjägern auf dem Lande. Anders 
kann man das wirklich nicht verstehen. "enn die Regierungs- 
kommission en ae a EN tür die Landjäger sucht, 
so gibt es zweifellos genug Beschäftigung in der Stadt. 
Sie soll der Autoraserei ein größeres Augenmerk schenken. 
Dann soll sie sich mal alle frünzösischen Nachtlokale nach 
der Feierabendstunde ensehen. Dann verstärke man die Sitten- 
Yolizei und schaffe ordentliche Zustände auf dem Gebiete des 
ittenwesen. Die Stedt Saarbrücken musste 1922 für Auswüchse 
des Dimenwesen 100 000 Franken aufbringen und diesmal wer- 
den 300.000 Franken angefordert. 





Jch darf zum Schluss noch das eine sagen; bis jetzt 
hat die Regierungskommission in ihrer alten Zusammensetzung 
im "esentlichen das Gegenteil von den getan, was der Landes- 
rat wollte. :!ir nehmen an, daß die neuen Herren unsere 
loyale Mitarbeit annehnen und würdigen. "ir brauchen nicht 
zu wiederhälen, daß wir im Rahmen der "ahrung unserer Rechte 
loyal mitwirken {wollen und gsrade bei diesem Entwurf bietet 
sich Ge egenheit zu zeigen, . ob die Regierungskommission mit 
uns arbeiten will. 


BSR NO) 4 


hrsitzender: Ich möchte feststellen, daß inzwischen Herr Niniste- 
rialrat Kuchenbecker als Fachreferent der Abteilung des 
Innern erschienen Ist. 


Während der Rede des Abguordneten Karius wurden 
Zwischenrufe aus dem Zuhörsrraum laut. Ich muß bemerken, daß 
Beifallskundgebungen aus dem Zuhörerraum nicht gestattet 
werden können. 


a Proz 


€ 


Das Wort hat der Abgeordnete Ir.vender! 


‚Sender (3.P.): Weine Herren! Ich werde mich so kurz wie mög- 
lich fassen. 


( Bravo !) 


- 


| 
Ich höre Bravorufe. Sie hätten auch der Negierung gelten | 
können,derr wir haben ıns_ vor 1 i/2 Jahren in langwierigen | 
| 
| 
h 


Kommissionssitzungen und Beratungen im Plenum über die 
Wohnungsverordnung unterhalten. Es wurde damals seitens des 


Landesräates 
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Landesrates sehr viel gearbeitet und auch diesmal ist sehr 
viel gearbeitet worden. \Icnn Sie den Bericht verfolgt haben, 
dann wird daraus die Unsumme von getaner Arbeit und guten 
Willen für denjenigen, der sehen will, ersichtlich sein. Der 
jetzige Verordnungsentwurf, den die Regierungskommission vor- 
ge12g hat, leidet genau an denselben schwächen und Dürftig- 
eiten, wie der Verordnungsentwurf vor 1 YY2 Jahren. Daß der 
Verordnungsentwurf vor 1 Y2 Jahren nichts wert gewesen ist, 
beweist sein vollkommenes Versagen nach jeder Richtung. Ich 
frage, wo sind die Vorteile ? Nirgends sind sie erkennbar. _ 
Dis bisherige Regelung des Wohnungswesens hat ein glattes Fi- 
asko zu verzeichnen. Narum ist dieses Fiasko festzustellen 
gewesen ? Weil 1 V/2 Jahren keine grundlegenden Maßnahmen ge- 
Schaffen wurden und die Vorschläge, die in der Kommission be- 
sprochen wurden, nicht von Pa onl.an on Auleensn- 
men worden sind. Es scheint, daß die Regierungskommission diese 
Vorschläge als zu grundlegend angesehen hat. Unsere Vorschlä- 
ge sind nicht 1 ee worden. Die 'ohnungsverordnung ent- 
hält im großen und ganzen Nebensächliches in dem Sinne ‚indem 
man sagen kann, man ist der Sache nicht auf den Grund gegangen. 
Da triift Sie die »2chuld, meine Herren von der a Era Bi 
ee Sneiesn Reformgedanken finden wir in dem Entwurf.\an 
kann sich wohl ein Bild mächen, wie nutzlos wir unsere Zeit 
verwandt haben und die Regierung kann bei dieser Gelegenheit 
zeigen,daß sie aufräumen will mit der liohnungsnot. Aber mit 
den Kinkerlitzcehen, die der Entwurf vorsieht, geht es_nicht. 
Darüber wird sich der Herr Fachreferent und der Herr Staats- } 
kommissar ein Bild gemacht haben. Das Motto ist und bleibt: “ 
Bauen und Meld " und es handelt sich darum, daß der Säckel 2 
Sufgemacht wird. Das muß mit aller Deutlichkeit ausgesprochen F 
werden. Dann würden wir bedauern, daß wir unsere Zeit in so | 14 
nutzloser Weise vergeudet haben. "ir verlangen eingreifende F 
\Naßnahmen in der Vermögens-und Einkommenbesteuerung und es F 
wird Sich zeigen, ob der ernste Wille besteht. Diese Kritik, | 
die ich fälle, ist nicht zu scharf und die Mitarbeit in den i 
Kommissionen hat gezeißt, daß wir es De dabei bewenden ö 
lassen. Es gibt, wie Herr Xarius mit Necht das Ihema angezo- | 
en hat, eine Ärt moralische ©Schande,ein Stück Kulturschande. 
st es nicht eine Kulturschande,daß, Menschen mit Nenschen- 
antlitz nicht wissen, wo sie ihre Köpfe hinzulegen haben, Je- | 
der hat »chan, der es re einschlioßlich Regierung. Wenn F 
unter der alten Brücke, Übdachlose in dürftigen Karren zusan- F 
mengetan hausen, braucht man sich nicht zu wundern über »Sitten- 4 
losigkeit und wenn man die 6000 Autos im Vaargebiet zusammen- . 
faßt zu einer glänzenden Heerschau, so muß ich sagen, es muß 4 
doch noch etwas Schamgefühl im Saargebiet sein. Das ist eine 4 
Kulturschande. Und_wenn man den anderen Stadtteil betrachtet 
und sieht, welche Paläste entstehen. Ich habe nichts dagegen, 
wenn Sich jeder seinen Palast erbaut,aber es ergreift einen F 
Erschauern, daß\es überhaupt möglich ist, daß es solche Gegen- M 
sätze gibt. Wenn ich Die erinnern darf, meine Herren, en die j 
Zeit der Inflation der \ark, da hat man außerordentlich viel 
Häuser außerhalb _des Saargebietes gekauft, in Frankfurt ,den 
ganzen Schwarzwald und in Baden. Drüben haben die Vermieter 
eine ganze Unsumme von Häusern. aufgekauft und im waargebie& 
ist es nicht möglich, diese Leute heranzuziehen. Das ist ein 
glatter Bankerott der SCELSTURE, Deshalb verlangen wir,daß 
auf unsere Vorschläge eine anständige Suter: BeREben wird. | 
Ich empfehle der Regierung dem leistungsfähigen leil der Be- Fi 
völkerung Ber sich etwas zu schämen. Herr Becker hat u 
wenn ich recht hörte, von 20.000 Wohnungssuchenden gesproghen. r 


ET nr nn Te nn 


SIYNAOT ayasıyd »4B0u34C | ET, H 7 


| 
4 
12 
ll 





3 PwoZ 


E 


Ich Baune diese Zahl stammt aus der lütte des Jahres 
‚rfolg unserer ee een daß die \lohnungs- | 
jere zu einer glänzenden 
Tätigkeit . 


Der 
suchenden sich vermehrten. Ich gratu 





Cr 


Bett 


Tätigkeit,meine Herren! Herr Karius sprach vom !\ohnungselend. 
In dieser Beziehung unterstreiche ich jedes "ort. Wir wissen, 
daß eine Reihe von Familien in einem Zimmer hausen müssen. 
"enn man in die Kappengasse hineinguckt - ein feiner Nensch 

ckt da nicht hinein- ergreift einen ein Grauen. Da ist der 
ME nhes hehe, von dem Herr Karius gesprochen hat. Da ist 
ein Stück der Ursache, weshelb die Sittenlosigkeit weiter 
wächst. Aber so können wir die »&che nieht machen, an die Ur- 
sachen müssen wir herangchen, an die müssen wir uns- kühn heran- 
wagen. Ich würde es begrüßen, wenn_die Regierung unsere Hand 


oergr2ifen würde. Die bürgerlichen Parteien haben IE heute auch .. 


der Regierung erneut die Hand geboten. \ir haben Hände ‚alle 
- 12 können Sie sie haben,meine Herren von der ASBlSrung: Wenn 
die Regierung doch endlich einmäl einsehen wollte, daß wir 
mitarbeiten wollen. Da ergibt sich für die Regierung, für die 
Geistlichkeit aller Konfessionen, für den Bürger, Arbeiter, |; 
für jeden, den as angeht,eine ungeheuere Aufgabe. Dieser Feld- 
zug mıß eröffnet werden. Das Öffentliche Gewissen muß geweckt 
hd und mit der Weckung mıß auch der Geldbeutel geöffnet 
werden. 


Meine Herren! Ich beschränke mich auf kürzere Aus- 
führungen hinsichtlich der frage der Bergwerksdirektion und des 
Militärs und zwar deshalb weil es kaum ein Ser | mehr gibt, 
dem diese Frage nicht ee wäre, Ich empfehle der Berg-+ 
werksdirektion, endlich aufzuhören mit der .Systematischen | 
Niederhalt eines großen Teiles der Bevölkerung und die Ver- 
bindung der "\erkswohnungen mit dem Arbeitsverhältnis, der Ver- 
bind mit der französischen »chule und in dritter Linie mit 
dem Iohnverhältnis wird gegen die Arbeiterschaft ausgespielt 
und »ie wissen, daß bei einer Cerartigen l!ohnungsnot ion 
die Drohung genügt, möglichst bald dem Druck zu weichen. Nan 
hat Fälle, wo sogar pensionierte Arbeiter, ohne lätleid aus 
Br Nolmune herausgesetzt wurden. Ich hoffe,daß noch soviel 
Blut in den Adern ist, um sich ein besonderes »schamgefühl an- 
zuschaffen. Das ist nicht die Hetze eines Nationalisten ‚wir 
werden sehr gerne als diese angesprochen. Es muß immer der 
Bevölkerung ins Ohr gerufen werden, div Bergwerksdirektion 
sündigt, sie sündigt schwer mit dem ren iet.oie ist die 
Trägerin des Annexionisms an der Sear. Durch den lohndruck, 
durch ihre Werkswohnungen,durer die Ausbeutung des !ohnungs- 
verhältnisses gegenüber dem Arbeiter. Sie ist die Führerin. 
Ich spreche das mit aller Klarheit und Deutlichkeit aus,die 
Führerin en der Niederhaltung der Arbeiterschaft an der Saar 
und die größte Ausbeuterin. »ehen Sie sich die 
Hungerlöhne der Arbeiterschaft und der Beamten an. »ie zwingen 
sie zu Dingen, die den »itten widersprechen. ‘Dabei muß man 
bedenken,daß sie noch die Vertreterin des mächtigsten Mlitär- 


staeates der Welt ist. SIe werden den Zorn verstehen, der aus N 


meinen "orten spricht, wenn man sich diese kurzen einfachen 
Dätze aneinanderreiht,. 


Und trotz einer so mächtigen »tellung der Bergwerks- 
direktion komme ich auf die ee e. Die Regierungskon- 
mission geht hin und gibt ihr ein !rivileg nach dem andern. 
Die bisherigen stellen, die die Wohnungen zu verteilen haben, 
unterstützen noch diese mächtige Institution. Deshalb fordern 
wir mit allem Bemißtsein scharf die Beseitigung dieses Privi- 
legs der Bergwerksdirektion in diesem Entwurf. Eine solche 
BANELEN Institution hat ein solches Privileg nicht nötig.Sie 
so auen 


Wenn man den Versailler Vertrag sich einmal kurz 
vor Augen führt und die Frage untersucht, ob überhaupt recht- 
ira 
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rechtliche Grundlagen für ein derartiges Privileg vorhanden 
sind, so kann man, das gebe ich zu, darüber streiten,wer Recht 
hat, wir oder die Regierungskommission. \ienn man sich den 
$ 11 des Saarstatuts vor Augen führt, welcher lautet: 


' Die Gruben und sonstigen Grundstücke, die Eigen- 
tum des französischen »taates geworden sind, kön- 
nen niemals der Gegenstand von Verfallserklärungen, 
Ankaufs, Enteignung oder Beschlagnahmung noch ir- 
end einer anderen Naßnahme werden,die das Ligen- 

um beeinträchtigen. ' 


Ich glaube nicht, daß jemals die Herren Konstrukteure des 
Versailler Vertrages damals schon _an unsere Debatte über das 
"ohnungswesen gedacht haben. Der Landesrat war noch nicht ge- 
boren. So kluge Leute haben trotz ihrer so klugen Köpfe nicht 
so weit gesehen. Deshalb glaube ich, daß die Auslegung des 

$ li die richtige ist, daß dieser Paragraph unter allen Un- 
ständen einen unmittelbaren räumlichen und betrieblichen Zu- 
sammenhang mit dem Ausbeutungsrecht der Gruben und evtl.der 

A aBAn Lagen bedeutet. ‘enn man sich im Zusammenhang damit 
den $ 14, Absatz 1 und 2, insbesondere Absatz 2 ansieht, wer- 


den Sie Sich meiner Auffassung ohne jegliche logische Beschwer- - 


de anschließen können. ilenn man aber gegenteiliger Auffassung 
ist,dann muß man wenigstens sagen,daß die Bergverwaltung nur 
Anspruch hätte auf ein Privileg hinsichtlich all a 
Grundstücke,die sie übernommen hat im Jahre 1918 und 1919. 
Ich sehe ganz deutlich, daß hier steht: 


'die Gruben und sonstigen Grundstücke, die kigen- 
tum des französischen Staates geworden sind " 


Ich habe schon im vorigen Jahre in Ihr !rammelfell die \iorte 
hineingeschrieen und gesagt,daß es heißt: 


" qui sont devenu" 
cas heißt 
" geworden sind '. 


Darüber sollte gar keine Debatte nötig sein, daß Privilegien 
für den Besitz guwährt werden, der erst nachher geworden ist. 
Die Bergrerwaltung könnte mit der Zeit das ganze Saargebiet 
lustig aufkaufen und div Kolonie wäre fertig. ir fordern 
daher,daß die Regierungskommission endlich einmal aufräunmt 

mit den Ausführungsvorschriften vom 17.Januar 1923 bezüglich 
dieser Privilegien der früheren "'ohnungsverordnung und daß es 
in dieser Beziehung nunmehr unterbleiben möge, daß diese Vor- 
schriften bei dem neuen \esetz wieder sea finden. Wir 
fordern das in ein paär klaren Sätzen: Fort mit der Binnen, 
Zwangsräumung der Bergverwaltung und damıt mit der Obdachlosig- 
keit, fort mit der Bevozugung der \ierkswohnungen. In dieser 
Beziehung möchte ich auch Herrn Röchling eines sagen, daß die- 
se frage der \'erkswohnungen auch für ihn von ganz besonderer 
Bedentung sein könnte Sr, daß wir uns in dieser Beziehung mit 
unseren Ansichten niemals in irgend einer Form zusammenfinden 
werden. "ir lustwandelten nach der Ärbeiterzeitung zwar Arm 
in Arm an den Gestaden des Genfer Sees,um uns von den Strapa- 


zen des Überfressens und - das andere kann ich nicht aussrechen ; 


weil Damen da sind- zu erholen. !ir scharwenzeln zwar in Genf 
herum. Aber,tierr Röchling geben Sie ein gutes Beispiel für Ih- 
re "erkswohnungen. 


( Zuruf Röchling: Das habe ich getan,ich bin der einzige, 
| der baut. 


RP 
Herr. 


= 
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Herr Röchling bauen Sie und geben Sie Ihre Werkswohnungen 
wieder heraus. \enn es den Kommunisten Spaß macht, so kann 
ich nachher auf den Artikel in der Arbeiterzeitung wieder zu- 
rückkommen, Er ist eine Fülle von Schönheit. 


SE Wir fordern daher die Schaffung eines gemeinschaft- 
lichen Rechts, fort mit der privilegierten Zwangsräumung der 

Erneiterwohnangen fort mit dem künstlich geschaffenen 
ecnt, das im lei 920 bis zum Inde 1922 die Grubenbeanten 

den anderen Beamten gleichgestellt hat. Diese "iohnungen,nach 
dem Bericht der Kommission sind ungefähr 75._Diese müssen doch 

wieder zurückgegeben werden. Und da sich am HRegierungstisch 
such Juristen befinden, besteht doch darüber kein Zweifel 

daß diese Gleienstellung,diese juristische Tat ein purer Blöd- 

sinn gewesen ist. 


Weine Herren! Tie Gefahren,die uns seitens der Berg- 
verwaltung drohen,sind immer noch sehr. groß. »ie sind so groß, 
da? man sie immer wiederholen muß. "ir wissen gänz genau,daß 
die Bergverwaltung die Trägerin des Ännexionisms an der Saar 
ist und daß sie deshalb die Beherrscherin von 70.000 Männern 
mit ihren Familien geworden ist. Das ist ein ungeheueres ort. 
Deshalb muß der Kampf immer wieder einsetzen. »Ie ist die 3e- 
herrscherin geworden auch von denjenigen Arbeitern, die von 
der Kohlenindustrie abhängen, »ie a auch die Beherrscherin 
der Yohnungen werden, die Beherrscherin des \iohnungswesens, 
gıe Beherrscherin der Wirtschaft. Dazu kommt noch die Eigen- 
schaft des Saargebietes,ein Eiland unter den Völkern zu bil- 
den.\ienn man dann noch an die französischen Schulen, an die 
Sagareinwohnereigenschaft und das ganze System der NRegierun 
denkt, wenn man ierner an die vorzeitige wirtschaftliche Ab- 
sperrung denkt, dann weiß man zu gut, welche Gefahren von der 
Deite drohen können. Nan muß sagen,Herrn Koßmann und den neu 
ernannten !ütgliedern der Hegierungskommission eröffnen sich 
hier ungeheuere Aufgaben. Sie können sich diesmal den Dank 
des "Volkes erwerben. 





(Zuruf Reinhard: Das Volk erwirbt sich den Gummi- 


knünpel!) 


Auch die Militärfrage ist mit Recht von Herm Karius aufge- 
rollt worden. Die l\älitärfrage aufzurollen,wie das vorige Jahr 
ist nicht nötig. %s scheint,daß die französischen Kreise der 
Auffassung sind, das Militär sei hier nicht überflüssig. Ich 
habe in der letzten !ioche den folgenden Ausspruch an mein Ohr 
gelangen lassen: 


W Proz 


.$ 


ea plus grand boche G,est le sarrois 


€ 


Herr Narius, Sie sind geschlagen, das Militär ist also hier 
nicht überflüssig, Sie sind grundsätglich im Irrtum,der größ- 
te Boche im ganzen Land,das ıst der »aarländer. 


Es ist selbstverständlich für die sozialdemokratische 
Fraxtsion,caß wir kein Beamtenvorreceht haben. | 

Was die lälitärfrage anlangt, so gibt es auch in J 
der Beziehung eine moralische Seite. Ich habe heute oder ges- .. 
tern morgen Selesen,daß in Düsseldorf Kasernen erbaut werden 
sollen, Meine Herren! In Düsseldorf werden Kasernen erbaut. 
In den großen Stadtvierteln Düsseldorfs gibt es hungernde 
Kinder, die sterben,weil sie hungern müssen. Das Nilitär ist 
ja immer mitleidlos gewesen. Lch habe weiter gelesen,daß in 


der 














. französischen Militär wieder hier. Warum denn in die Fernc 


Die Polizei und die Mendarmerie genügen vollauf. Wir haben 


hat noch nicht die freie "irtschaft und das »aargebiet kann 





BU 


Se. 


der Eu ar von Nainz ein Rennstall erbaut wird. Die Nolzunger 
not ist in beiden Städten genau_so groß wie hier. Dort bau 
man und hier bleibt man in den Kasernen. Dabei sind Forbach 
und »aargemünd, wo die Kasernen leer stehen,so außerordent- 
lich nahe. Ob das Volk an der Saar so ungeheuer gern zu Re- 
volten neiet ? In 10 bis 15 Nünuten sind die Autos mit dem 


schweifen und Forbach und »aargenünd liegen so nahe. 
Darum sagen wir, heraus aus_ den Kasernen 
und heraus mit den Kasernen. Über die Hles des Bruches des 
Versailler Vertrages infolge des Aufenthalts des Militärs ist 
so viel gesprochen und geschrieben worden,daß es sich nicht | 
lohnt ‚nochmals darauf einzugehen. Es besteht_ja gar kein mwei- MW 
fel mehr in der Welt, daß Frankreich in der Beziehung den | 
Versailler Vertrag frivol verletzt. Der Völkerbundsrat ist, 
trotz seiner zögernden Haltung,absolut dieser Meinung. 


( Zuruf Reinhard : Ich habe in der Praxis noch nichts 
davon Seerkt 


Diese zögernde Politik ist ein Zeichen dafür,daß außenpoli- 
tische Maßnahmen noch überwuchern. Der Abbau muß beginnen. 
ich möchte die Herren Kommunisten bitten, uns das Rezept zu 
geben, daß das Malitär auf einmal herauskonmnt. 


(Zuruf Reinhard: Die Revolution ! ) 
engen Sie morgen das Militär heraus,ich bin mit allem ein- 
verstanden. ich habe soviel geistiges I\aterial aus Ihrer Ar- 
Deren Eune geschöpft,daß Ich mich aus Demut vor diesem 
Heldengeist beuge. | 


(Zuruf Reinhard: Das freut uns koloßal! ) 
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das mit aller Klarheit ausgesprochen. Die Herren Kommunisten 
haben es mit aller Unklarheit in die Welt geblasen. Unsere 
Auffassung war und ist,die. Folizei und das jeyziee landjä- 
gerkorps genügen vollauf. "Wenn irgendwie die Zahl auf 1000 
erhöht werden müßte, so hatte ich vorgeschlagen,daß diejeni- 
gen,die zahlen können, auch diese 1000 lMann bezahlen können 
einschließlich der bestehenden Schutzmannschaft. 


\ Zuruf: Die Iudweiler erheben auch noch »teuern!) 
ı Zuruf lioffmann: Ja,sogar noch Biersteuer N) 


" Pwg 


Weine Nerren! %s wurde gesagt, daß die Artillerie und die 
enietrupven weggekommen seien und deshalb hat Herr Karius 4 

hingewiesen, wo bleiben die \ohnungen”? Diesind mit allem Genie ” 

unterschlagen worden. . 


€ 


(Zuruf: Sehr gut !) 


bs kann kein Gedanke davon sein,daß die freie lirtschaft ein- 
treten könne. England,das eine bessere Währung hat wie wir, 


sich diefZwangswirtschaft nieht erlauben. ‘enn man 20.000 E 
YWonnungssuchende hat, wie kann da die Zwangswirtschaft abgebaut? 
werden. ir sind einverstanden mit der Eingliederung der läet- 2 
einigungsämter an die Amtsgerichte. \iir sind einverstanden 
mit der Einengung des Vorzugsrechtes der Verwandten des Haus- 


besitzers. "ir sind einverstanden mit dem Kündigungsrecht 


gegen llieter in besonders Se IBendSR Fällen, wie grobe Aus- 
Schreitungen der lieter. Die Gi 


eter sind auch nicht alle Engel.) 
Tas Jedoch | 
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Jedoch halten wir in der Beziehung eine schärfere Umfassung 
Gurch die Kommission für angebracht, Bezüglich der möblierten 
Zimmer können wir nur das billigen, im Gegensatz zu den bür- 
erlichen Parteien, wses lie Regierungsvorlage gebrächt hat. 

"ir wollen die Neuregelung der he von !!ohnungen in 
gewerbliche Käume. "enn man 20.000 Yohnungssuchende hat,dann 
'ibt es keine Umwandlung. In der Beziehung hat die Regierungs- 

"Kommission &uch unseren akzeptierten Stand unkt angenommen. 

Wir sind auch demit einverständen, A atenctte wesen abzu- ' 
ändern und die Berufung in grundsätzlichen Fragen einzuführen. 
Nas diese Maßnahmen anbelangt, verweise ich auf den Kommissions- 


entwurf. Wenn Zerr Karius z.B.von 80 % Unkosten bei Ein- 
treibung spricht,kann ich sagen; die stadt, die es betrifft, u 


mag Sehr ungeschickt gewesen sein. %s läßt sich machen, daß 
nan Zuschläge auf KEinkommensverhältnisse zuschlägt,die ledig- 
lich dem Zwecke des \Wohnungsbaues dienen. Wenn man einen der- 
srtigen Zuschlag z.B. zur Binkommensteuer von 30, 40 oder 
SU % nimmt, 188t sich sehr viel herausholen und die Obdach- 
losigkeilt würde eingeengt werden. | 

Wir sind iR: einverstanden,daß.Regierung, Eisen- 
behn und größere \erke_ bauen sollen. Ferner möchte ich die, 
'negierung bitten, den Entwurf einer !iohnungsluxussteuer, die 
nein Kollege Betz vortragen wird, zu akzeptieren. Von einer 
hietzinssteuer kenn keine Rede sein. | 





An dritter Stelle wird Herr Betz die Richtlinien be- 
kannt geben, um der Regierung die Gelegenheit zu geben, mög- 
\iehst beld nach dieser Richtung vorzugehen. Eines hat uns bei ' 
der Beratung geleitet, unter allen Umständen etwas zu schaffen Te 
unbeschadet der Forderung,die von Herrn Betz vorgetragen wird. 
Grundsatz war: Schutz nur den »Schutzpedürftigen." Diejenigen, 
die es vermögen,können sich selbst helfen und brauchen keinen 
Schutz. Ich sage Herrn lGnisterialrat Kuchenbecker im vorigen 
vanre, warum der lüeterschutz denjenigen, .die ihn nicht ge- 
brauchen,gegeben wird. Da haben wır in erster Linie einen An- 
vwrsg unserer Frakiion,der cie Entziehung des. Freisschutzes 
fordert für gewerbliche Räume und für lohnungen,nicht wie der 
rommissionshericht sagt von 6000.-Fres.ab,sondern von 5000, - 
bis 10.000.-Fres.bis zu 50 % der Goldmiete,von 10.000.-Fres. 
eniwärts Cie ganze Goldmiete. Nun würde nichts gebessert, wenn 
diese genze Summe in die Hände der Vermieter kommt. Von diesen 
Lbersemß3 zwischen der gesetzlichen Miete und der Goldmiete 
soll der Vermieter ein Dritter haben und die Zweidrittel des 
Überschusses sc/iLen als Notbauten für Obdachlose verwandt wer- . 
den una für den Kasernenumbau. £ 
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„Die volle Entzienung von Freisschutz und Kündigungs- 
schutz soll canjenigen, die 15.000.-boldiranken haben,entzogen 
werden. Dieienigen,cie so viel Einkommen oder Vermögen haben, v 
haben kein Bezussrecht in "ohnun en,was nicht ein Neubau im 2 
Sinne der Verordnung darstellt,oder Verpflichtung zur Erstel- 
lung von ''ohnungen selbst. Ähnlich wird bei gewerblichen lo- 
kalen vorgegangen und nun begreifen Sie eins ‚meine Herren. 

Sie haben von Herrn Karius gchört, daß das Zentrum auf demsel- 
ben Standpunkt steht wie wir. Äber ich frage die Herren von ni - 
der \ütte und von der Rechten, wie glauben Sie denn,daß. diese 
grundlegenden Vorschläge in die lat umgelegt werden. Es kann | 
kein Zweifel carüber. obwalten, daß der l.April 1925 ausreicht. 
"enn Die einen Anspruch derauf machen,daß Ihre Vorschläge von 
uns aufgenommen werden, denn müssen wir die Verordnung auf 
einen ey Ai Zeitraum erstrecken. Diesen inneren "Widerspruch 
in .ıhrer Haltung müssen Sie beseitigen. | 


€ 








A NY 
#4 


BT 


"ir lehnen diese Verordnung ab. Das ist nicht nätionalistisch, 
das ist keine Opposition,sondern pure Vernunft. Nie kommt es, 
caß wir troiz Era Kitarbeiten in der Vergangenheit gezwungen 
sind, dieses Gesetz abzulehnen ? Aus dem einfachen Grund,weil 
wir bis zur Plenarsitzung nicht wissen, welche Vorschläge von 
‘der Regierung aufgenommen worden sind. !ielche grundlegenden 
Vorschläge sind angenommen”? Kein Mensch im ganzen Saal weiß 
etwas davon. Meine Herren von der Hegierung,sie halten uns 
sehr bescheiden. So bescheiden sind wir nicht. “ir müssen zur 
Zusammenarbeit kommen. Die Hand ist Ihnen heute wieder gebaten 
worden. "ir müssen aus der Ungewißheit heraus und müssen eine i 
bestimmte Gewißneit haben in dem \\oment wir in die Plenar- 
sitzung eintreten ‚was von der Regierung angenommen wird.sonst 
ist ja nicht notwendig, daß wir uns in den Kommissionen zusam- 
mensetzen. 


Meine Herren! Was denkt die er über unseren 
Vorschlag,hat. sie diesen und jenen Vorschlag,diese und jene 
nngende Anderung angenommen? Kann sie nicht ‚vorher 
darüber dr} werden,ehe wir in die Flenarberatungen eintreten? 
Kann sie nicht zusagen oder absagen,damit wir eine klare Stel- 
lung einnehmen können. Dann wäre eine nene Bahn geschaffen für 
das Gutachten des Landesrätes und sehr viele Gutächten würden 
gene anders ausfallen. Es ist deshalb notwendig,die Beschluß- 
assung der Hegierungskommission über grundlegende Anträge 
des Lendesrstes und seiner Kommissionen vor der Plenarsitzung. 
Es genügt eben nicht die lüttlerschaft der Herren von der 
Regierung, wie sie bisher gewesen ist. Diese naher TE 
nöst nient, weil wir heute noch nicht wissen, was eigentlich 
Dre Fan lerune denkt. Die Reden,die heute die Herren von der 
Regierung ge alten haben,haben uns auch nicht gezeigt,wie sie 
selber denken,ob diese Vorschläge akzeptiert werden oder nicht. 
Tcn will in diesem Zusammenhang noch eins sagen,die lüttler- 
schaft für alle die fragen,die das Ressort des neuen saarlän- 
dischen Mitgliedes der Hegierungskommission betreffen, lehnen 
wir &b. Jetzt verlangen wir,daß Herr Koßmann über alle Fragen j 
hier ebenfalls persönlich seine lieinung und sein Nessort ir m 
tritt,weil er ja die deutsche Sprache beherrscht. \# 


a 
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( Zuruf: Sehr richtig !) 


"ir können das auch von dem lg: Mitglied verlangen,weil % 
das spanische Nitglied ebenfalls die deutsche Sprache beherrscht# 
Une vielleicht euch demnächst von dem kanadischen lüitglied. 4 
Herr Rault hat noch keine großen Fortschritte in der deutschen % 
Sprache gemacht. 

>0o geht das nicht weiter. So vergeudet tatsächlich 
die Regierungskommission unsere Zeit. Lieber gehen wir spazie- 
ren. “enn icn auch nicht verkenne, daß die Aufgabe des Ländes- 
rates auch eine kontrollierende ist. Unser Votum,unser Gut- 
achten muß lauten: ir versäumen unsere Zeit mit dem Regie- 
rungsentwurf ‚weil die lilitärfrage noch nicht gelöst ist,die 
Besmtenschaft weiter bevorzugt wird, die "rivilegien der Berg- 
verwaltung’noch nicht abgeschafft sind. Und weil wir in stän- 
iger Ungewißbheit über unsere Anträge leben,werden wir die 
Vorlage kurzerhand ablehnen. Unsere Opposition ist bare Ver- 
2 ae ie Herren von der Negierung doch keine annehmen 
wollen. 


“rer 
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Staatskomissar 
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Stastskommissar Dr.G.A.Liesch: "ir sind heute in der ersten 


Plenstsitzung zusammen,die der neue Landesrat abhält.Gleich 
höre ich wieder den Vorwurf, daß die Negierungskommission 
sich nicht im Voraus zu den einzlenen Anträgen des Landes- 
rates geäußert habe.Jedenfalls habe ich Ihnen immer geant- 
wortet und es war mithin felsch,was Sie gesagt haben. Den 
Vorwurf weise ich zurück. Ändern Sie die Verfassung des 
Landesrates,ändern Sie die Weschäftsordnung, dann kommen 

vie dahin,wohin Sie kommen wollen. 


(Zuruf: Könnten wir mur !) 


Yenn das der Fall wird, daß vorher die Regierung sich fest- 
legt,wie Sie sagten und was die Regierung nicht kann, dann 
kommt es darauf hinaus, daß’der Landesrat darüber befindet, 
was er von den Vorschlägen der Negierung gutheißen will 
oder nicht. Das ist direkt das Umgekehrte, was in der Ver- 
fessung des Landesrates steht. Das wissen Sie genau so gut 
wie ich, Die Verfassung des landesrates besagt, daß das 
Gutachten des Landesrates der Jegierungskommission Di 
legt wird und daß die De ehe Ton darüber zu be- 
finden hat,was sie davon verwerten kann. Anders kann ich 
Ihnen nicht antworten. Ich denke,sie werden mich in Au- 
kunft von diesen Vorwürfen verschonen. 


orsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Heckler ! 


eckler (K.P.): Meine Herren! Sie müssen entschuldigen,daß ich 


Sie wahrscheinlich nicht so lange unterhalten werde ‚wie 

meine beide. Jorredner, denn ich bin ein Arbeiter aus dem 
Betrieb und besitze noch nicht die nötige Routine. Ich bin 
Be, euling auf dem Gepiet und deshalb müssen Sie mir ver- 
zeihen. ) 


| Wenn wir uns die heutige "irtschaftsnot einer Be- 
eutung unterziehen,so stellen wir fest,daß die heutige 
1172 4 “ m a \ Al-- 
"irtschaltsnot nur eine Folge des kapitalistischen lürt- 


Schaftssystems ist. Nur die Ausbeutung der \assen,nur das 
Antreibersystem,wie es gegenwärtig hier herrscht,trägt die 


größte Schuld an der bestehenden Nohnungsnot,die wir gegen-. 


wärtig im Saargebiet haben. 
(Zuruf: Sehr richtig !) 


"enn wir die Pestimmungen des Gesetzes unter die lupe neh- 
men,können wir sehen,dseß im $ 3 der Bestimmungen meisten- 
teils nur die Häuser der Arbeiterschaft erfaßt werden. Der 
Bergwerksdirektion insbesondere dem Unternehmertum wird 
ein sehr großes Sonderrecht eingeräumt. las das für Folgen 
für die Arbeiterschaft hat,das hat am besten der letzte 
Streik bewiesen,indem Tausende von Froletarierfamilien 

auf die Straße flogen und niemand hat sich bemüht ‚diese 
Leute unterzuschsffen. "ir hatten in unseren Ort 4 oder 

5 Familien, die obdachlos auf der Straße lagen,eine Kul- 
turschande ‚wie sıe die '"elt noch niemals gesehen hat.bs 
herrschte damals auch unter der Arbeiterschaft eine ge- 
weltıge Erregung und mich nimnt es heute noch ‘under ‚daß 
die Arbeiterschaft zur damaligen Zeit nicht zum äußersten 
NMttel gegriffen hat. 

Durch die neue Verordnung werden im $ 3 der 
Regierungskommission auch SR eingeräumt. Nach dem 
Versailler Vertrag ist die Anwesenheit der französischen, 
var. im Daargediet untersagt.Trotzdem befindet sich 
noch eine große Anzahl innerhalb unserer Grenzen. 


Der 
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Der $ 3 der neu&n Verordnung bestimmt,daß 30 % sämtlicher 
freiwerdender \Iohnungen zur Verfiigung der Regierungskomnmis- 
sion Bene sr? werden müssen. Von l®13 bis 1924 hat die Regie- 
rungskommission eine große Änzuhl von freigewordenen ./ohnungen 
beschlagnahmt. Trotzdem in den 2 letzten Jahren die Anzahl 

der französischen Truppen vermindert wurde, sehen wir, dab 

die Regierungskommission immer noch 30 % der frceiwerdenden 
Yohnungen für sich verlangt. Dadurch wird die Anzahl der \oh- 
nungen, über welche die Regivrungskommission verfügt,der Kreis 
der "ohnungen immer größer und wir worden es schließlich er- 
leben,daß die Regierungskommission in den gesamten Besitz der 
gesamten "ohnungen der Stadt gelangt. 


“ir haben es auch nach nie erlebt, nur in ganz selte- 
nen Fällen,daß die Regierungskommission irgend eine "ohnung 
welche infolge Versetzung der französischen Offiziere frei 
geworden ist, wieder zurückgegeben hat. 


| "ir Kommunisten stehen auf dem Standpunkt,daß wir. 
die Franzosen nicht in das Sagrgebiet hineingerufen haben.lir 
haben auch gar kein Interesse daran, Ihnen wunderschöne Aus- 
sichten zu eröffnen. ‘ir haben Interesse daran, daß sie dort- 
hin zurückkehren,wo sie hergekommen sind. | 


Herr Karius hat erneut die Ersetzung der französischen 
Garnisontruppen durch das Gendarmeriekorps angeschnitten. Se- 
hen wir uns ir Lendjäger und die Folizeitruppen doch ein- 
mal näher an. Ich sage,daß man die Landjäger und die Polizei- 
truppen zu noch viel Schlimmeren verwenden kann,als die fran- 
zösiSchen Truppen. "ir protestieren dagegen,daß friedliche De- 
monstranten,die nichts vor hatten,als ihren '"illen der Uffent- 
iichkeit zu unterbreiten, ruiniert und niedergeritten wurden. 
Trotz des susdrücklichsten Befehles ihres ersten Folizei- 
chefs haben sie im Bemigepark die Kriegsblinden und Beinan- 

utierten niedergeritten. Es wird kein Nensch behaupten,deß 
(riegsblinde und Beinamputierte die Polizei provozieren kön- 
nen. Das ist ausgeschlossen. 


Diese Vorlage bietet auch keine Handhabe,die Doppel- 
wohnungen, welche sich nur im Besitz der Reichen befinden,zu 
erfassen. Äuf der einen Seite sehen wir,daß Tausende von Pro- 
letarierfamilien heute gezwungen sind, in l oder 2 Räumen 5, 
6, 7, 8 und sogar noch mehr Personen unterzubringen. Diese 
Falle sind nicht selten. Ich erzähle,dal? ich zu Hause eine 
"ohnung kenne von Leuten,wo die Betten niemals kalt werden, 
weil diese Leute abwechselnd schlafen müssen. Auf der anderen 
Seite gibt es viele Familien der besitzenden Klasse ‚die über 
20, 30 und noch mehr Räume verfügen. Hier wärc es Pflicht für 
die Regierungskommission,genz energisch einzugreifen. 


. Jeder,der seine Arbeitskraft zur Verfügung stellt, 
muß ’eine anständige Wohnung haben. \ienn der liieter in sein 

Dreekloch hineinkriechen muß,vergeht ihm alle Lust,am nächsten 
liorgen wieder zur Arbeit zu gehen. 


as die Frage der lGetpreisfestsetzun ALS so 
können die kieten nieht erhöht werden,bevor nicht die Löhne 
und Gehälter der Arbeiterklasse den wirtschaftlichen Verhält- 
nissen angepaßt werden. 


‚. Alles in allem zusamnengefaßt,wird die \ohnungsnot 
dureh diese Vorlage nicht behoben. Im Gegenteil,durch die be- 
sonderen Vorreehte,die dem Unternehmertum und insbesondere der 


französischen 
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französischen Bergverwaltung eingeräumt werden,wird die Lage 
noch schlimmer. ‘/enn wir etwas erreichen wollen,so müssen wir 
ort zupacken,wo etwas zu holen ist. Im Friedensvertrage steht, 
daß Frankreich die Seargruben zur Ausbeut überlassen sind 
als Ersatz für die französischen Gruben in Nlordfrankreich. Aber 
kein "ort davon,daß die koloßalen Gewinne,die sie daraus er-. 
zielt,nach Frankreich verschleppt werden sollen. Der französi- 
sche staat hat in den 5 Jahren seines Hierseins beinahe soviel 
aus dem Saärgebiet herausgeholt ‚wie die frühere preußische 
Verwaltung schon seit Bestehen des Bergbaues an der Saar. lier 
wäre es Pllicht der Negierungskommission ganz energisch zuzu- 
greifen und dafür zu sorgen,daß diese Riesengewinne beschlag- 
nahnıt und den Kreisen und den Gemeinden zugeführt werden. "ir 
sind nicht der Auffassung,duß die Überschüsse ‚die erzielt wer- 
den,wieder einzelnen Personen zur Yrbauung von Privathäusern 
zugebilligt werden. Kreisc und Gemeinden Eulen in allererster 
Linie die Pflicht zum Bauen. 


| Die Regierungskommission hat die Pflicht, für das 
Wohl und Wehe 


(Zuruf: Auch Wehe ? ) 


der Bevölkerung zu sorgen und dazu hat sie in allererster Linie 
die Pflicht, für eine anständige Wohnung der Arbeiter zu sorgen. 


IB 48 v0.) 
rsitzender: Das \/ort hat der Abgeordnete Albert ! 


ber“ (H.u.L.): Meine Herren! Nach der Denkschrift der Regierüngs- :% 
kommission hat die !!ohnungsnot zugenommen. Das beweist die Un- E 
zulänglichkeit der up eg Maßnahmen der letzten Jah- 
re, dıe demnach nieht, einmal ein geeignetes lüittel waren,die 
Wohnungsnot euch nur zu lindern. 
Der Schlüssel zur Linderung der !lohnungsnot ist die 
Miete. Solange die lHete in Häuscrn,die vor dem 1.1.1920 errich- 
tet sind unter der durch die ehernen Gesetze der \ürtschaft 
bedingten Höhe gehalten werden,wie das die bisherige Gcsetz- 
Sebung getan hat,wird die !ohnungsnot bestehen bleiben.Ls ist 
ein wirtschaftliches Unding, Häuser gleicher Ärt und Größe ver- 
schieden zu bewerten,nur weıl ihre Intstehungszeit um einige 
Jahre auseinander liegt. Eine gesunde Wirtschaft kennt so et- 
wes nicht. Dieser zwangsweise geschaffene wirtschaft] anormale 
Zustand muß sich wirtschaftlich anormal auswirken. Die Aus- 
wirkung ist die \iohnungsnot. { 
Gesetzgeberische I er und staatlich finan- . 
ziertes Bauen werden auch künftig die "ohnungsnot nicht behe- 
ben. Auch die Einführung eines neuen Zwangssystens,wie es die F 
Yohnungsbauabgabe darstellt, wirkt unwirtschaftlich und bringt = 
keine Abhilfe. Unverhältnismäßig hohe Lrhebungskosten und Ver- \ 
waltungskosten werden damit verbunden sein,während die Voh-  . 4 
nungsnot weiter bestehen wirt. Nur die freie '.irtschaft und die 
individualistische wirtschaftliche \ieise werden aus dem Elend 
heraäusführen. In diesem Sinne bewegen sich unsere Vorschläge 
zur Verbesserung der hrundawerordiöne die wir zur Annahme 
empfehlen. 
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sıtzender: Wir wären am >chlusse unserer heutigen Beratung. Fort- 
setzung morgen nachmittag 3 Uhr.. 
ch schließe hiermit die Sitzung. 
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